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Sehr geehrte Mandanten,

steuerpflichtigen Arbeitslohn kann man nicht nur in Geld, sondern auch in

sonstigen Bezügen erhalten. Dazu gehören auch Sachbezüge, so z. B. die

Zurverfügungstellung von Kost in Form von Mahlzeiten.

Diese Bezüge gelten dann als für eine Beschäftigung gewährt, wenn sie

durch das individuelle Dienstverhältnis veranlasst sind, ohne dass ihnen

eine Gegenleistung für eine konkrete Dienstleistung des Arbeitnehmers

zugrunde liegen muss. Eine Veranlassung durch das Dienstverhältnis ist zu

bejahen, wenn die Einnahmen dem Empfänger mit Rücksicht auf das

Dienstverhältnis zufließen. Die Leistung des Arbeitgebers muss also im

weitesten Sinne als Gegenleistung für das Zurverfügungstellen der

individuellen Arbeitskraft des Arbeitnehmers zu verstehen sein. Etwas

anderes gilt hingegen für Aufmerksamkeiten. Diese sind nicht

steuerpflichtig.

Man erkennt also schon, dass eine Abgrenzung schwierig werden kann -

gerade bei Verpflegung. Daher hilft der BFH mit Urteil vom 3.7.2019 (Az: VI

R 36/17) und erklärt uns, was ein Frühstück ist: Stellt der Arbeitgeber

(lediglich) unbelegte Backwaren wie Brötchen und Rosinenbrot nebst

Heißgetränken zum sofortigen Verzehr im Betrieb bereit, handelt es sich bei

den zugewandten Vorteilen nicht um Arbeitslohn, sondern um nicht

steuerbare Aufmerksamkeiten. Solche unbelegte Backwaren mit einem

Heißgetränk stellen nämlich kein Frühstück dar. Für die Annahme eines

(einfachen) Frühstücks muss zumindest ein Aufstrich oder Belag

hinzutreten. Trockene Stulle ist eben nichts.

In diesem Sinne einen guten Appetit und eine informative Lektüre.

Thomas Maier

Pirmasenser Straße 18 , 66994 Dahn

Telefon: 06391 92280 | Telefx: 06391 922888
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Alle
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.2.

● Umsatzsteuer
● Lohnsteuer
● Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.2. für den Eingang der

Zahlung.

17.2.

● Gewerbesteuer
● Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 20.2. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks bei

der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Gemeinde-

oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszuschläge zu

vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag

vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Februar 2020

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätestens

am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Februar ergibt sich

demnach als Fälligkeitstermin der 27.2.2020.

Erstausbildungskosten: Steuerliche Behandlung

verfassungsgemäß

Dass Aufwendungen für die erstmalige Berufsausbildung oder für ein

Erststudium, das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, nach dem EStG

nicht als Werbungskosten abgesetzt werden können, verstößt nicht gegen

das Grundgesetz. Zur Begründung hat das BVerfG ausgeführt, dass es für

die Regelung sachlich einleuchtende Gründe gibt. Der Gesetzgeber durfte

solche Aufwendungen als privat (mit-)veranlasst qualifizieren und den

Sonderausgaben zuordnen. Die Erstausbildung oder das Erststudium

unmittelbar nach dem Schulabschluss vermittelt nicht nur Berufswissen,

sondern prägt die Person in einem umfassenderen Sinne, indem sie die

Möglichkeit bietet, sich seinen Begabungen und Fähigkeiten entsprechend

zu entwickeln und allgemeine Kompetenzen zu erwerben, die nicht

zwangsläufig für einen künftigen konkreten Beruf notwendig sind.

Sie weist eine besondere Nähe zur Persönlichkeitsentwicklung auf.

Auch die Begrenzung des Sonderausgabenabzugs für

Erstausbildungskosten auf einen Höchstbetrag von 4.000 Euro in den

Streitjahren ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

BVerfG, Pressemitteilung vom 10.1.2020 zu Beschluss vom 19.11.2019,

Az. 2 BvL 22/14, 2 BvL 27/14, 2 BvL 26/14, 2 BvL 25/14, 2 BvL 24/14, 2

BvL 23/14

Altersrente: Keine verfassungswidrige Doppelbesteuerung

Die Besteuerung einer Altersrente führt nicht zu einer verfassungswidrigen

Doppelbesteuerung. Dies hat das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg

im zweiten Rechtsgang entschieden. Allerdings ließ es die Revision zum

Bundesfinanzhof (BFH) zu. Noch nicht höchstrichterlich geklärt seien "die

Einzelheiten zur Ermittlung einer verfassungswidrigen Doppelbesteuerung".

Im ersten Rechtsgang hatte das FG die Klage abgewiesen. Diese

Entscheidung hatte der BFH aufgehoben und die Sache zur anderweitigen

Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen.

Der verheiratete Kläger hatte circa zehn Jahre lang als Auszubildender und

Angestellter Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung entrichtet.

Als freiberuflich Tätiger war er auf Antrag bei der Deutschen

Rentenversicherung (DRV) bis zum Eintritt in den Ruhestand

pflichtversichert. Seit Dezember 2007 bezieht er eine Altersrente aus der

gesetzlichen Rentenversicherung. Das beklagte Finanzamt berücksichtigte

einen steuerpflichtigen Besteuerungsanteil von 54 Prozent. Dies hielt der

Kläger für verfassungswidrig. Als Freiberufler habe er 89,15 Prozent der

Beiträge aus versteuertem Einkommen gezahlt. Der Kläger legte

Versicherungsverläufe der DRV für sich und seine Ehefrau vor sowie die als

beschränkt abzugsfähige Sonderausgaben geltend gemachten

Versicherungsaufwendungen in tabellarischer Form, kopierte Auszüge der

Einkommensteuererklärungen und die Einkommensteuerbescheide der

Jahre 1971 bis 2007. Die DRV hatte Angaben zum Umlageverfahren und

zur Höhe einer möglichen Witwenrente gemacht.
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Das FG entschied, dass die Summe der dem Kläger nach der statistischen

Lebenserwartung nach der im Zeitpunkt des Renteneintritts

letztverfügbaren Sterbetafel voraussichtlich steuerunbelastet zufließenden

Rententeilbeträge höher sei als der vom Kläger aus versteuertem

Einkommen geleistete Teil seiner Altersvorsorgeaufwendungen.

Die Berechnung der steuerunbelastet zufließenden Rententeilbeträge nahm

das FG auf der Grundlage des Nominalwertprinzips vor. Es berücksichtigte

weder die Lebenserwartung der jüngeren Ehefrau im Hinblick auf eine ihr

möglicherweise künftig zufließende Hinterbliebenenrente, den

Werbungskostenpauschbetrag, den Sonderausgaben-Pauschbetrag, die

Sonderausgabenabzüge für die aus der Rente zu zahlenden

Krankenversicherungsbeiträge und Pflegeversicherungsbeiträge noch nach

§ 3 Nr. 14 Einkommensteuergesetz steuerfreie Zuschüsse der

Rentenversicherungsträger zu Krankenversicherungsbeiträgen.

Die Einkommensteuer sei eine "Personensteuer". Es gelte daher der

"Grundsatz der Individualbesteuerung". Sonderausgaben und

Steuerbefreiungen dienten der Freistellung des Existenzminimums. Dies

gelte auch für den Grundfreibetrag. Der Werbungskostenpauschbetrag

verwirkliche das objektive Nettoprinzip. Das FG berücksichtigte bei der

Berechnung der aus versteuertem Einkommen entrichteten

Altersvorsorgeaufwendungen die Beiträge zu den verschiedenen Sparten

der Sozialversicherung gleichrangig einschließlich derjenigen zu privaten

Kranken- oder Pflegeversicherungen, soweit sie der Erlangung eines mit

dem Niveau der gesetzlichen Versicherung vergleichbaren Schutzes

dienten. Sofern Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer veranlagt

würden, sei "der für die Veranlagungszeiträume bis 2004 gewährte

Sonderausgabenabzug zwischen den Ehegatten gleichmäßig im Verhältnis

der von ihnen geleisteten und geltend gemachten Versicherungsbeiträge

aufzuteilen und dann der anteilig auf die Rentenversicherungsbeiträge des

betroffenen Ehegatten entfallende Anteil am Sonderausgabenabzug zu

ermitteln." Eine hälftige Aufteilung des Vorwegabzugs sei nicht

sachgerecht. Nach Ansicht des FG kommt es für die Frage, ob

Aufwendungen für die Altersvorsorge aus versteuertem Einkommen

erbracht worden sind, nicht auf die Höhe der Einkommensteuer an.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 01.10.2019, 8 K 3195/16,

nicht rechtskräftig

Aufhebung des Durchsuchungsbeschlusses macht

Sachpfändung rechtswidrig

Wird eine Durchsuchungsanordnung aufgehoben, hat das Finanzgericht

(FG) die Rechtswidrigkeit der im Rahmen der Durchsuchung

durchgeführten Sachpfändung auf Antrag festzustellen. Dies hat der

Bundesfinanzhof (BFH) entschieden. Die Entscheidung stärkt laut BFH die

Rechte der von Vollstreckungsmaßnahmen betroffenen Schuldner.

Im Streitfall ließen Vollziehungsbeamte des Finanzamts die Hintertüre zur

Garage des Klägers in Gegenwart der Polizei durch einen Schlüsseldienst

öffnen. Die leitende Vollziehungsbeamtin pfändete dort einen Pkw durch

Anbringung von je einem Pfandzeichen an Heckscheibe und Tür und

Wegnahme der Kennzeichen sowie ein gleichfalls in der Garage geparktes

Motorrad durch Anbringung eines Pfandzeichens auf dem Tacho. Dabei lag

den Beamten ein Durchsuchungsbeschluss des zuständigen Amtsgerichts

(AG) für die Wohnung und die Geschäftsräume des Klägers unter

Auflistung von zehn Vollstreckungsersuchen, aber ohne Nennung der zu

vollstreckenden Beträge vor. Auf die sofortige Beschwerde des Klägers hob

das Landgericht (LG) den Durchsuchungsbeschluss des AG auf, weil die

beizutreibenden Beträge in der Durchsuchungsanordnung nicht bezeichnet

worden seien.

Nach dem Urteil des BFH ist es dem FG verwehrt, die Entscheidung des

LG, mit dem dieses den Durchsuchungsbeschluss aufgehoben hat, auf ihre

Richtigkeit hin zu überprüfen. Vielmehr werde aufgrund der bloßen

Aufhebung des Durchsuchungsbeschlusses eine bereits durchgeführte

Durchsuchung mit allen dabei vorgenommenen Vollstreckungsmaßnahmen

rechtswidrig.

Die Durchsuchungsanordnung sei Grundlage für die Rechtmäßigkeit der in

der Wohnung des Vollstreckungsschuldners gegen dessen Willen

durchgeführten Vollstreckungsmaßnahmen. Entfällt die

Durchsuchungsanordnung, blieben auf ihrer Grundlage getroffene

Maßnahmen zwar wirksam, seien aber im finanzgerichtlichen Verfahren

anfechtbar. Dies diene dem Schutz der Unverletzlichkeit der Wohnung

gemäß Artikel 13 des Grundgesetzes und sichere die Rechtsstaatlichkeit

des Verfahrens. Andernfalls würde der nach der Zivilprozessordnung

vorgesehene Rechtsschutz unterlaufen, so der BFH abschließend.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 15.10.2019, VII R 6/18
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Unternehmer

Bonpflicht: Nicht bei höherer Gewalt

Auf die Pflicht zur Ausgabe von Kassenbelegen kann im Fall des Vorliegens

so genannter sachlicher Härten in Ausnahmefällen verzichtet werden.

Solche Härten liegen zum Beispiel vor, wenn durch höhere Gewalt eine

Belegausgabe nicht möglich ist. Dazu zählt die Bundesregierung in ihrer

Antwort (BT-Drs. 19/15672) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion

(BT-Drs. 19/15626) zum Beispiel Stromausfall, Wasserschaden, Ausfall der

Belegausgabe-Einheit oder wenn die Belegausgabepflicht für den

Steuerpflichtigen im konkreten Einzelfall unzumutbar sei. Dies werde von der

zuständigen Finanzbehörde geprüft.

Kosten könnten im Rahmen einer Darlegung der Härte als ein Teilaspekt

berücksichtigt werden, ebenso die Ziele Abfallvermeidung und nachhaltiger

Umgang mit Ressourcen. Es sei jedoch immer im jeweiligen Einzelfall zu

prüfen, inwieweit eine Härte für den jeweiligen Steuerpflichtigen vorlege.

Die Bundesregierung kündigt an, sie wollte sich dafür einsetzen, mit

Rücksicht auf die Praxis bestimmte Geschäfte von Papierbelegen zu

befreien. Sie verweist auch auf die Möglichkeit, die Belege elektronisch

auszugeben. Es gebe keine Vorgaben, wie ein elektronischer Beleg zur

Verfügung gestellt werden müsse. Dies könne auch per E-Mail, über

Kundenkonten oder die so genannte "Near Field Communication" direkt auf

das Mobiltelefon erfolgen. Gerade im letzten Fall müsste der Steuerpflichtige

keine persönlichen Daten des Kunden erheben.

Deutscher Bundestag, PM vom 18.12.2019

Kassenmängel: Hinzuschätzung von Gewinn erlaubt?

Bei einem Imbiss wurden anlässlich einer Außenprüfung von einem

Betriebsprüfer die Aufzeichnungen über die Höhe der Bareinnahmen unter

die Lupe genommen. Es stellte sich heraus, dass die Kassenführung grobe

Defizite aufwies. Der Prüfer schätzte daraufhin Umsatz und Gewinn.

Der Prüfer war auf folgende Mängel im Prüfzeitraum 2013 bis 2015

gestoßen:

● Für mehr als 1.000 Tage fehlten Einzelaufzeichnungen zu den
Einnahmen.

● Die Tagesendsummenbons der elektronischen Kasse wiesen
erhebliche formale Mängel auf, da Angaben zu Stornierungen fehlten.

● Ein Kassenbuch wurde zwar freiwillig geführt, allerdings nicht auf
täglicher, sondern nur auf wöchentlicher Basis.

● Die Rohgewinnaufschläge standen in einem erheblichen
Missverhältnis zu den Erfahrungswerten aus diesem
Gastronomiebereich.

Aufgrund der festgestellten Mängel nahm der Prüfer eine Schätzung von

Umsatz und Gewinn vor. Als Schätzmethode wählte er den externen

Betriebsvergleich und kam dadurch zu einem Rohgewinnaufschlag von

238% auf den erklärten Wareneinsatz. Dieser Gewinnaufschlag lag deutlich

über dem des Betriebsinhabers.

Infolge der Hinzuschätzung kam es zu Steuernachforderungen in

beträchtlicher Höhe. Das wollte der Imbissbetreiber allerdings nicht

akzeptieren und klagte daher gegen die Feststellungen des Betriebsprüfers.

Das Finanzgericht erteilte dem Kläger allerdings eine Abfuhr. Es erklärte die

Schätzung durch das Finanzamt auf Basis des externen Betriebsvergleichs

für zulässig und damit auch das Heranziehen der amtlichen

Richtsatzsammlung. Denn der Imbissbetreiber hatte keine Argumente

vorgetragen, die einen Ansatz der Richtwerte des Bundesfinanzministeriums

im konkreten Fall als rechtswidrig erscheinen ließen. Ein solches Argument

könnte zum Beispiel eine ungewöhnlich starke Konkurrenzsituation sein, die

sich ungünstig auf die Preisgestaltung ausgewirkt hat.

Dass der Betriebsprüfer von einer individuellen Geldverkehrs- und

Vermögenszuwachsrechnung Abstand genommen hatte, beanstandete das

Gericht nicht. Denn dies hätte im konkreten Fall zu einem beträchtlichen und

letztlich unverhältnismäßigen Aufwand geführt.

FG Hamburg, Urteil vom 7.2.2019, Az. 6 V 240/18

Steuerliche Behandlung der Überlassung von

(Elektro-)Fahrrädern

Die Obersten Finanzbehörden der Länder haben sich in einem

gemeinsamen Schreiben zur steuerlichen Behandlung von Fahrrädern

geäußert, die Arbeitnehmer von ihren Arbeitgebern überlassen bekommen.

Berechnung des zu versteuernden geldwerten Vorteils: Die private Nutzung

muss vom Arbeitnehmer natürlich versteuert werden, klassischerweise mit

der 1%-Methode. Dabei zahlt der Arbeitnehmer jeden Monat auf 1% des

Anschaffungspreises Steuern. Aber was genau ist der Anschaffungspreis?
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Das Schreiben gibt die Antwort: Anschaffungspreis und damit

Bemessungsgrundlage für die Berechnung der monatlich fälligen Steuern ist

die auf volle 100 Euro abgerundete unverbindliche Preisempfehlung des

Herstellers, Importeurs oder Großhändlers im Zeitpunkt der Inbetriebnahme

des Fahrrads einschließlich der Umsatzsteuer. Das gilt auch dann, wenn der

tatsächliche Kaufpreis niedriger war!

Abhängig davon, wann der Arbeitnehmer das Fahrrad zur Verfügung gestellt

bekommen hat, gibt es Ausnahmen von der eben beschriebenen

Berechnung:

● Der Arbeitnehmer hat das Fahrrad im Lauf des Jahres 2019
bekommen: Die Bemessungsgrundlage wird halbiert. Das heißt, der
Arbeitnehmer muss nicht mehr 1% der unverbindlichen
Preisempfehlung versteuern, sondern nur noch 0,5%.

● Ab dem 1.1.2020 muss sogar nur noch 0,25% der unverbindlichen
Preisempfehlung versteuert werden, also nur 1/4 der
Bemessungsgrundlage.

Es geht dabei tatsächlich nur um den Zeitpunkt, in dem der Arbeitnehmer

das Fahrrad überlassen bekommen hat – wann der Arbeitgeber es gekauft

oder geleast hat, ist egal.

Diese Ausnahmeregelung gilt für Fahrrad-Überlassungen bis Ende 2030.

Wurde das betriebliche Fahrrad schon vor dem 1.1.2019 vom Arbeitgeber

bereits einem Arbeitnehmer zur privaten Nutzung überlassen, bleibt es bei

einem Wechsel des Nutzungsberechtigten nach dem 31.12.2018 für dieses

Fahrrad bei der vollen Bemessungsgrundlage. Es müssen also Steuern auf

1% der unverbindlichen Preisempfehlung gezahlt werden.

FinMin Baden-Württemberg, Erlass (gleichlautender Ländererlass) 3 -

S-233.4 / 187 vom 09.01.2020

Vorsteuerabzug: Können Sie die hohen formalen

Anforderungen umgehen?

Vorsteuer können Sie nur dann geltend machen, wenn Ihnen eine

ordnungsgemäße Rechnung mit Ausweis des Nettobetrags und Ausweis der

Umsatzsteuer vorliegt. Das macht vielen kleinen Unternehmen das Leben

schwer. Es gibt jedoch eine erfreuliche Ausnahme – die Ermittlung der

Vorsteuerbeträge nach einem Pauschalverfahren.

Beim Vorsteuerabzug nach Durchschnittssätzen gilt als abzugsfähige

Vorsteuer ein bestimmter Prozentsatz Ihres Nettoumsatzes. Auf die Höhe

der Betriebsausgaben kommt es nicht an. Es spielt auch keine Rolle, wie

hoch die in Ihren Rechnungen ausgewiesene Vorsteuer tatsächlich ist. Die

normalen Vorschriften zum Vorsteuerabzug haben hier keine Bedeutung.

Die Durchschnittssätze werden anhand statistischer Erfahrungswerte

ermittelt und sollen dem durchschnittlichen Vorsteuerabzug entsprechen, der

sich nach den normalen Vorschriften in dem jeweiligen Wirtschaftszweig

ergeben würde.

Die Vorschrift soll vor allem kleineren Unternehmern die Arbeit mit der

Umsatzsteuer-Voranmeldung und Umsatzsteuererklärung erleichtern.

Deshalb steht der Zugang nicht allen offen.

Diese Voraussetzungen müssen Sie erfüllen:

● Für Ihren Berufszweig sind Durchschnittssätze festgesetzt;
● Ihr Nettoumsatz im Vorjahr war nicht höher als 61.356 Euro;
● Sie dürfen Ihren Gewinn mit der Einnahmen-Überschuss-Rechnung

ermitteln.

Alle Berufs- und Gewerbezweige, denen der pauschale Vorsteuerabzug

nach Durchschnittssätzen offensteht, sind abschließend in der Anlage zu

den § 69 - 70 UStDV aufgeführt. Dort steht auch, in welcher Höhe Sie ggf.

einen pauschalen Vorsteuerabzug vornehmen dürfen.

Nur dann, wenn die von Ihnen tatsächlich ausgeübte Tätigkeit typisch ist für

den in der Anlage aufgeführten einzelnen Berufszweig, steht Ihnen der

Vorsteuerabzug nach Durchschnittssätzen zu. Unternehmer aus anderen

Branchen haben keinen Rechtsanspruch darauf, den Vorsteuerabzug nach

Durchschnittssätzen vornehmen zu können. Es steht im Ermessen des

Gesetzgebers, welchen Gruppen von Unternehmern er diese Möglichkeit

bietet und welchen nicht.

Ob im Einzelfall die von einem Unternehmer ausgeübte Tätigkeit genau

einer in der Anlage aufgeführten Tätigkeit entspricht, dürfte oft nicht so leicht

zu entscheiden sein. Hinzu kommt, dass auch für Finanzbeamte der

Vorsteuerabzug nach Durchschnittssätzen eher eine exotische

Angelegenheit ist, mit der sie nicht so oft in Berührung kommen.

Eigentlich können Unternehmer aus 58 verschiedenen Berufs- und

Gewerbezweigen die von der Umsatzsteuer abziehbare Vorsteuer anhand

pauschaler Durchschnittssätze berechnen. Tatsächlich nutzen nur 12.000

Unternehmer aus 26 Zweigen wie Journalisten, Architekten oder

Schriftsteller diese Regelung. Das hat der Bundesrechnungshof ermittelt.

Der Bundesrechnungshof ist daher der Meinung, dass der Vorsteuerabzug

nach pauschalen Durchschnittssätzen abgeschafft werden kann bzw. sollte.

Der Grund: Die Regelung verursacht für die Finanzverwaltung viel Aufwand

– und damit verbunden natürlich auch Kosten. Denn in vielen Fällen müssen

Angaben in den Steuererklärungen per Hand geprüft werden.
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Kapitalanleger

Negativzinsen weiter nicht abzugsfähig

Die FDP-Fraktion hat sich im Bundestags-Finanzausschuss nicht mit ihrer

Forderung durchsetzen können, Negativzinsen im Steuerrecht zu

berücksichtigen. Das Gremium lehnte am 15.01.2020 einen

entsprechenden Antrag der Fraktion (BT-Drs. 19/15771) ab. Damit sollten

von den Banken erhobene negative Einlagezinsen für die Überlassung von

Kapital für die belasteten Steuerpflichtigen als negative Erträge angesehen

und damit im Rahmen der Verlustverrechnung innerhalb der

Kapitaleinkünfte verrechnet werden können. Gegen den Antrag stimmten

die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie die Fraktion Bündnis

90/Die Grünen. AfD- und FDP-Fraktion stimmten dafür; die Linksfraktion

enthielt sich.

In der Begründung des Antrages heißt es, Sparer dürften durch negative

Zinsen nicht doppelt belastet werden. Das wäre jedoch die Folge, wenn sie

einerseits negative Zinsen für Guthaben an die Bank entrichten müssten,

aber andererseits diese nicht steuerlich geltend machen könnten. Das

anhaltende Niedrigzinsumfeld zwinge immer mehr Banken, die

Belastungen, die durch die negativen Einlagezinsen hervorgerufen würden,

an die Kunden weiterzugeben. Dass die Sparer diese Negativzinsen nicht

mit positiven Einkünften bei der Steuer verrechnen könnten, sei

unsystematisch und belaste die Sparer.

Die CDU/CSU-Fraktion sprach von einem komplexen Thema. So einfach,

wie die FDP es sich mache, sei die Sache nicht. Die SPD-Fraktion

erinnerte, dass es negative Realzinsen bereits während der Zeit mit

FDP-Regierungsbeteiligung gegeben habe, ohne dass es zu einer

Abzugsfähigkeit gekommen sei. Anleger hätten außerdem die Möglichkeit,

zu Banken zu wechseln, die keine Negativzinsen erheben. Die AfD-Fraktion

nannte die Begründung der SPD-Fraktion Schummelei. Die Wahrheit sei,

dass es erstmals negative Nominalzinsen gebe. Die Linksfraktion sagte, sie

wolle auch nicht, dass Kleinsparer betroffen seien. Aber wenn die Banken

Negativzinsen als Gebühren ausgestalteten, greife der Antrag der

FDP-Fraktion nicht. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wies darauf hin,

dass Kleinsparer von einer Abzugsfähigkeit der Negativzinsen wegen des

Sparerfreibetrages nichts hätten.

Deutscher Bundestag, PM vom 15.01.2020

"cum/ex-Verfahren": Keine Mehrfach-Erstattung nur einmal

einbehaltener und abgeführter Kapitalertragsteuer

Das Finanzgericht (FG) Köln hat erstmalig in der Sache in einem so

genannten "cum/ex-Verfahren" entschieden. Es stellt klar, dass die

mehrfache Erstattung einer nur einmal einbehaltenen und abgeführten

Kapitalertragsteuer denknotwendig ausscheidet.

Dem Rechtsstreit lagen Aktiengeschäfte zugrunde, die vor dem

Dividendenstichtag mit einem Anspruch auf die zu erwartende Dividende

("cum-Dividende") abgeschlossen und nach dem Dividendenstichtag

vereinbarungsgemäß mit Aktien ohne Dividendenanspruch ("ex-Dividende")

erfüllt wurden. Zu entscheiden war, ob dem Aktienkäufer ein Anspruch auf

Erstattung der Kapitalertragsteuer zustand.

Dies hat das FG Köln verneint. Der Kläger sei weder rechtlicher noch

wirtschaftlicher Eigentümer der Aktien am Dividendenstichtag gewesen. Die

Annahme, dass es mehrere parallele wirtschaftliche Eigentümer an

derselben Aktie geben könne, sei logisch unmöglich. Dies widerspreche

sowohl der zivil- als auch steuerrechtlichen Systematik.

Der Kläger habe auch nicht nachweisen können, dass die

Kapitalertragsteuer für ihn einbehalten und abgeführt worden sei. Dabei

reiche es nicht aus, "dass irgendeine" Kapitalertragsteuer einbehalten und

abgeführt werde. Vielmehr müsse dies für Rechnung des Klägers erfolgt

sein. Das FG hob hervor, dass der Kläger hierfür nachweispflichtig sei, da

er eine Steuererstattung begehre.

Dem Ergebnis stehe auch weder die Gesetzesbegründung noch die

höchstrichterliche Rechtsprechung entgegen. Die Ansicht, der Gesetzgeber

habe durch die Neuregelungen im Jahressteuergesetz 2007 eine

Mehrfach-Anrechnung einmal einbehaltener und abgeführter

Kapitalertragsteuer gebilligt, sei nicht haltbar. Aus der Gesetzesbegründung

ergebe sich vielmehr, dass der Gesetzgeber hierdurch die Steuerausfälle

gerade habe vermeiden wollen.

Das Verfahren bildet ein Musterverfahren für eine Vielzahl derzeit noch

beim Bundeszentralamt für Steuern anhängiger vergleichbarer Streitfälle.

Das FG hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Verfahrens die

Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 19.07.2019, 2 K 2672/17
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Sparkasse darf Prämiensparverträge mit Laufzeit von 99

Jahren nicht vorzeitig kündigen

Das Oberlandesgericht (OLG) Dresden hat der Sparkasse Zwickau die

vorzeitige Kündigung dreier unbefristeter Prämiensparverträge untersagt.

Es hielt die Sparkasse an der Formulierung "Laufzeit von 1.188 Monaten" in

den Verträgen fest, worin entgegen der Ansicht der Vorinstanz nicht die

bloße Vereinbarung einer Höchstfrist zu sehen sei.

Die beklagte Sparkasse hatte 1994 und 1996 drei unbefristete

Prämiensparverträge abgeschlossen. Die Klägerin ist Erbin der früheren

Kunden. 2015 wurden alle drei Verträge auf sie umgeschrieben. Neben

einer variablen Verzinsung sehen die Verträge eine anfänglich wachsende,

dem Sparer gutzuschreibende jährliche Prämie vor, die nach 15 Jahren die

Hälfte des in dem jeweiligen Jahr vertragsgemäß gezahlten Sparbeitrags

erreicht und fortan nicht mehr weiterwächst. In den umgeschriebenen

Verträgen heißt es unter Ziffer 4: "Der Vertrag wird mit einer Laufzeit von

1.188 Monaten abgeschlossen." In Ziffer 3.2 heißt es, die in der Anlage

aufgeführte Prämienstaffel sei für die gesamte Laufzeit des Vertrages fest

vereinbart. Die Prämienstaffel listet die Prämie für einen Zeitraum von 99

Jahren auf, wobei jedes Jahr einzeln aufgeführt wird. Die Angabe von 1.188

Monaten war in den drei Vertragsurkunden durch die Beklagte vorgegeben,

die ausführt, dies beruhe darauf, dass das verwendete EDV-System auch

für unbefristete Verträge die Eingabe einer bestimmten Zahl von Monaten

verlangt habe.

Die beklagte Sparkasse kündigte die drei Verträge im Jahr 2017. Die

Klägerin hält diese Kündigungen für unwirksam und beantragt, dies

festzustellen, sowie festzustellen, dass die Verträge durch die Beklagte

nicht vor 2094 beziehungsweise 2096 ordentlich gekündigt werden können.

Das Landgericht (LG) hat die Klage abgewiesen, da in den

umgeschriebenen Verträgen keine Laufzeit, sondern nur eine Höchstfrist

vereinbart worden sei, die einer früheren Kündigung durch die Beklagte

nicht entgegenstehen.

Das OLG Dresden hat das Urteil des LG abgeändert und der Klage

stattgegeben. In den umgeschriebenen Verträgen sei eine Laufzeit – und

nicht nur eine Höchstfrist – von 1.188 Monaten (99 Jahren) vereinbart

worden. Das folge aus dem Wortlaut der Verträge, die sowohl unter Ziffer 4

als auch unter Ziffer 3 von einer Laufzeit sprächen. Die Prämienstaffel, die

die 99 Jahre ausweise, korrespondiere hiermit. Die Verträge sprächen

damit an mehreren Stellen einheitlich von einer Laufzeit von 1.188

Monaten.

Die beklagte Sparkasse müsse sich an dieser durch sie selbst

vorformulierten Laufzeit festhalten lassen. Unter Berücksichtigung des

Wortlauts der Ziffer 4 und der Tatsache, dass sich diese 99 Jahre auch in

der Prämienstaffel wiederfinden, sei die Auslegung, eine solche Laufzeit sei

mit der Klausel gemeint, nicht völlig fernliegend. Dass die beklagte

Sparkasse und die Klägerin übereinstimmend etwas anderes als das, was

beiderseits unterschrieben worden sei, gewollt hätten, habe das OLG nicht

feststellen können. Der Sparkasse habe es freigestanden, in diese Spalte

keinen bestimmten Wert einzutragen oder einen solchen jedenfalls im

ausgedruckten Exemplar zu streichen. Damit scheide eine ordentliche

Kündigung gemäß Nr. 26 Absatz 1 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen

der Sparkassen aus. Ein wichtiger Grund für die Kündigung liege ebenfalls

nicht vor.

Oberlandesgericht Dresden, Urteil vom 21.11.2019, 8 U 1770/18

Dividendenzahlungen an gebietsfremde Investmentfonds:

Dänemark muss seine Besteuerungsvorschriften ändern

Die Europäische Kommission hat beschlossen, eine ergänzende mit

Gründen versehene Stellungnahme an Dänemark zu richten, weil das

dänische Steuerrecht an gebietsansässige und an gebietsfremde

Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren ausgezahlte

Dividenden unterschiedlich behandelt.

In Dänemark seien Dividenden, die an "Investmentgesellschaften mit

Mindestbesteuerung" ausgezahlt werden, steuerfrei, solange die fragliche

Gesellschaft ihren Sitz in Dänemark hat. Diese Frage sei bereits im April

2013 Gegenstand einer mit Gründen versehen Stellungnahme gewesen, so

die Kommission. Sie habe den Fall jedoch ausgesetzt, um das Urteil des

Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in einem Vorabentscheidungsverfahren

in dieser Sache abzuwarten.

Im Juni 2018 habe der EuGH befunden, dass die Bestimmungen den freien

Kapitalverkehr in ungerechtfertigter Weise beschränken (C-480/16 – Fidelity

Funds). Dänemark habe bislang jedoch noch immer nicht die erforderlichen

Maßnahmen ergriffen, um seine Vorschriften mit dem EU-Recht in Einklang

zu bringen. Reagiere das Land nicht binnen zwei Monaten, könne die

Kommission den Fall an den EuGH verweisen.

Europäische Kommission, PM vom 27.11.2019
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Immobilien-
besitzer

Kaufpreisaufteilung für Gebäude-AfA mittels Arbeitshilfe des

BMF gebilligt

Die "Arbeitshilfe zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein bebautes

Grundstück" des Bundesfinanzministeriums (BMF) ist ein geeignetes

Hilfsmittel, um den Kaufpreis beim Grundstückserwerb sachgerecht

aufzuteilen. Dieser Entscheidung komme eine nicht unerhebliche

Bedeutung zu, weil es zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für

Absetzungen für Abnutzung von Gebäuden nach § 7 Absatz 4 bis 5a

Einkommensteuergesetz (EStG) erforderlich sei, den Gesamtkaufpreis für

ein bebautes Grundstück auf das Gebäude, das der Abnutzung unterliegt,

sowie den nicht abnutzbaren Grund und Boden aufzuteilen. Dies stellt das

Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg fest.

Im Streitfall hatte die Klägerin eine Einzimmerwohnung mit einem

Miteigentumsanteil von 39/1000 an dem Grundstück, einem

Sondernutzungsrecht an einem Kellerraum und dem Sondernutzungsrecht

an der unteren Ebene eines Doppelgaragenplatzes. Laut notariellem

Kaufvertrag entfiel vom Kaufpreis ein Anteil von 18,18 Prozent auf den

anteiligen Wert des Grundstücks. Diesen legte die Klägerin ihrer

Feststellungserklärung für das Streitjahr zugrunde. Der Beklagte folgte dem

nicht, sondern nahm eine neue Berechnung anhand der Arbeitshilfe des

BMF vor. Diese führte zu einem Kaufpreisanteil von lediglich 27,03 Prozent

für das Gebäude und einem auf den Boden entfallenden 72,97 Prozent.

Hierbei hatte der Beklagte allerdings die Tiefgarage nicht berücksichtigt.

In dem sich anschließenden Einspruchsverfahren änderte das Finanzamt

den angefochtenen Bescheid insoweit, als es nunmehr einen

Gebäudewertanteil von 30,9 Prozent als AfA-Bemessungsgrundlage

zugrunde legte. Mit ihrer Klage machte die Klägerin unter anderem geltend,

dass nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) grundsätzlich

die im Kaufvertrag vorgenommene Kaufpreisaufteilung für die Ermittlung

der Gebäude-AfA maßgeblich sei. Danach ergebe sich hier ein

Gebäudewertanteil, der noch weit unter den derzeitigen

Gebäudeherstellungskosten liege.

Das FG hat entschieden, dass die vertragliche Kaufpreisaufteilung die

realen Wertverhältnisse nicht angemessen widerspiegele. Die konkreten

Argumente, die die Klägerin hierzu vorgetragen habe, seien nicht

überzeugend. Deshalb sei die Kaufpreisaufteilung nach den Grundsätzen

der BFH-Rechtsprechung zu schätzen. Insoweit bilde die Arbeitshilfe des

BMF eine geeignete Grundlage für die Wertermittlung, insbesondere des

Sachwerts des Gebäudes. Den danach ermittelten Ergebnissen komme

auch eine große indizielle Bedeutung zu, um bei erheblicher Abweichung

die Marktangemessenheit der vertraglich vereinbarten Kaufpreisaufteilung

zu widerlegen. Im Ergebnis blieb die Klage deshalb ohne Erfolg.

Das FG hat allerdings wegen der grundsätzlichen Bedeutung der

Rechtsfrage die Revision zum BFH zugelassen. Diese ist dort mittlerweile

zum Aktenzeichen IX R 26/19 anhängig.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14.08.2019, 3 K 3137/19,

nicht rechtskräftig

WEG-Reform: Referentenentwurf vorgelegt

Das Bundesjustizministerium hat den Referentenentwurf für ein Gesetz zur

Förderung der Elektromobilität und zur Modernisierung des

Wohnungseigentumsgesetzes veröffentlicht und zur Stellungnahme an die

Länder- und Verbände versandt. Mit dem Entwurf soll das

Wohnungseigentumsgesetz, das seit 1951 in weiten Teilen unverändert

besteht, an gesellschaftliche, demografische und technische Entwicklungen

der letzten Jahre angepasst werden. Ziel sei die Sicherung von Wohnraum

für die Zukunft, so das Ministerium.

Dazu sollen nach dem Willen des Justizministeriums der Umbau und die

Modernisierung von Wohnanlagen erleichtert werden. Auf diese Weise soll

die steigende Nachfrage nach altersgerechtem und energetisch saniertem

Wohnraum befriedigt werden können. Darüber hinaus sieht der Entwurf

eine Stärkung der Rechte der Wohnungseigentümer und des

Verwaltungsbeirats vor. So sollen die Informations- und Auskunftsrechte

der Wohnungseigentümer gegenüber der Verwaltung erweitert werden.
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Auch die Chancen der Digitalisierung sollen für das WEG fruchtbar

gemacht werden. So soll zum Beispiel die Online-Teilnahme an

WEG-Versammlungen möglich werden. Dies soll die Handlungsfähigkeit

von Eigentümerversammlungen verbessern. Dazu sollen auch die

Anforderungen an ihre Beschlussfähigkeit gesenkt werden. Um die

Rechtsanwendung zu erleichtern, sollen einige gesetzliche Regelungen

einfacher und transparenter gefasst werden.

Zum Gelingen der Wende zur E-Mobilität beitragen soll die geplante

Erleichterung baulicher Maßnahmen zur Förderung der Elektromobilität.

Sowohl Wohnungseigentümer als auch Mieter sollen ein Recht auf den

Einbau von Ladeinfrastruktur haben.

Bundesjustizministerium, PM vom 14.01.2020

Vermietung nur an Deutsche: Vermieter muss Entschädigung

an aus Burkina Faso stammenden potenziellen Mieter zahlen

Wenn ein Vermieter in einer Zeitungsannonce eine Wohnung zur Miete nur

"an Deutsche" anbietet, muss er damit rechnen, eine Entschädigung nach

dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) zahlen zu müssen. Dies

zeigt ein vom Amtsgericht (AG) Augsburg entschiedener Fall.

Der aus Burkina Faso stammende Kläger, der derzeit in München wohnt,

will seinen Wohnort nach Augsburg verlegen. Der Beklagte bot in der

Augsburger Allgemeinen Zeitung eine Wohnung zur Miete an. Die Anzeige

lautete auszugsweise wie folgt: "… 1 ZKB 40 m² sofort 394,- 102,- EBK

m.F., Laminat, Garage auf Wunsch, an Deutsche, …". Es erfolgten Anrufe

des Klägers und auf dessen Veranlassung von drei seiner Bekannten in

Bezug auf die Wohnungsanzeige. Die Wohnung war zu diesem Zeitpunkt

noch nicht vergeben.

Das AG hat dem Kläger einen Anspruch auf eine Entschädigung in Höhe

von 1.000 Euro nach § 21 Absatz 2 S. 3 AGG, § 253 Absatz 1 Bürgerliches

Gesetzbuch (BGB) zugesprochen. Es sah es als erwiesen an, dass der

Beklagte den Kläger aufgrund seiner Rasse oder ethnischen Herkunft

benachteiligte (§ 19 Absatz 2 AGG), indem er sämtliche "Nicht-Deutsche"

von der Eingehung eines Vertragsverhältnisses ausschloss und daher den

Kläger aufgrund seiner Rasse oder ethnischen Herkunft als Mieter

ablehnte. Zur Überzeugung des Gerichts ist das AGG auf den vorliegenden

Fall anwendbar, da der Beklagte durch die Internetanzeige aus dem rein

privaten Bereich herausgetreten sei. Die vom AG zugesprochene

Entschädigung diene der Genugtuung für die Verletzung des allgemeinen

Persönlichkeitsrechts.

Des Weiteren hat das Gericht den Beklagten zur Unterlassung zukünftiger

Benachteiligungen verurteilt. Da dieser mehrere Wohnungen vermietet und

bereits eine Benachteiligung erfolgt ist, sah das AG die Gefahr, dass auch

in Zukunft freiwerdende Wohnungen zur Vermietung "an Deutsche" inseriert

werden. Für den Fall der Zuwiderhandlung wurde dem Beklagten

Ordnungsgeld, ersatzweise Ordnungshaft, angedroht.

Amtsgericht Augsburg, Urteil vom 10.12.2019, nicht rechtskräftig

Eigentumswohnung: Gibt es mehr als zwei

Verwalter-Anwärter, muss einzeln gewählt werden

Gibt es zur Wahl des Verwalters einer Wohnungseigentümergemeinschaft

mehrere Kandidaten, so ist die Wahl ungültig, wenn ein Kandidat zwar die

meisten Ja-Stimmen bekommen, aber nicht die absolute Mehrheit erzielen

konnte.

In einem solchen Fall muss der Versammlungsleiter über jeden Bewerber

einzeln abstimmen lassen.

Hier bekam eine Bewerberin im ersten Wahlgang 46 % der Stimmen. 38 %

stimmten mit "Nein" und 9 % enthielten sich. In dieser Konstellation sei es

nicht auszuschließen, dass all diejenigen, die sich enthalten oder gegen die

Frau gestimmt haben, sich für einen anderen Kandidaten entschieden

hätten und auf diesen dann mehr Stimmen entfallen wären. Jedenfalls

durfte der Leiter die Wahl nach dem 1. Durchgang nicht für beendet

erklären.

BGH, V ZR 324/17 vom 18.01.2019
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Angestellte

Doppelte Haushaltsführung Lediger bei Innehaben einer

Wohnung und finanzieller Beteiligung an

Lebensführungskosten eines Mehrgenerationenhaushaltes

Das Niedersächsische Finanzgericht (FG) hat – soweit ersichtlich – als

erstes FG zu dem mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2014 im

Rahmen der Neuordnung des Reisekostenrechts neu eingefügten Satz 3

des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 5 des Einkommensteuergesetzes Stellung

genommen. Danach erfordert das Vorliegen eines eigenen Hausstandes

außerhalb des Ortes der ersten Tätigkeitsstätte nunmehr neben dem

bisherigen Merkmal "Innehaben einer Wohnung" zusätzlich eine "finanzielle

Beteiligung an den Kosten der Lebensführung" (des Haupthausstandes).

Diese Gesetzesverschärfung steht laut FG im Zusammenhang mit einer

zuvor ergangenen bürgerfreundlichen Rechtsprechung des

Bundesfinanzhofs (BFH) – und richtet sich ausweislich der

Gesetzesbegründung gegen die steuerliche Anerkennung einer doppelten

Hausführung in Fällen, in denen ledige Arbeitnehmer außerhalb des Ortes

ihrer ersten Tätigkeitsstätte – gegebenenfalls zusammen mit Geschwistern

– eine unentgeltlich überlassene Wohnung oder ein Zimmer im Haus der

Eltern bewohnen (so genannte Mehrgenerationenhaushalte).

Eine solche Konstellation lag im Streitfall zugrunde. Der Kläger, ein lediger

Arbeitnehmer, bewohnte im Streitjahr in seinem Elternhaus zusammen mit

seinem Bruder eine nicht abgeschlossene Obergeschosswohnung. Die

Eltern, mit denen er keinen Mietvertrag geschlossen hatte, lebten im

Erdgeschoss. Daneben unterhielt er am Arbeitsort eine gemietete

Zweitwohnung. Er beteiligte sich zwar nicht an den laufenden Haus- und

Nebenkosten, überwies jedoch im Dezember des Streitjahres einen Betrag

von 1.200 Euro (monatliche Kostenbeteiligung für Januar bis Dezember von

je 100 Euro) sowie einen Betrag von 550 Euro (Beteiligung an der

Fenstererneuerung). Zudem konnte er nachweisen, dass er Ausgaben für

Lebensmitteleinkäufe am Ort des Haupthausstandes in Höhe von 1.410

Euro getätigt hatte.

Das Finanzamt lehnte den Abzug der Aufwendungen für eine doppelte

Haushaltführung ab, weil eine erforderliche Beteiligung an der laufenden

Haus- und Wohnungskosten nicht rückwirkend herbeigeführt werden könne.

Die Beteiligung an der Fenstererneuerung sei im Übrigen nicht verpflichtend

gewesen.

Das FG ist dem entgegengetreten und hat der Klage stattgegeben. Dabei

hat es sich mit allen in der steuerrechtlichen Literatur vertretenen

Meinungen zu den neuen gesetzlichen Tatbestandsmerkmalen der

"finanziellen Beteiligung an den Kosten der Lebensführung" ausführlich

auseinandergesetzt. Entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung könne

mithin eine Beteiligung an den laufenden Kosten der Haushaltsführung

weder dem Gesetzeswortlaut noch der Gesetzesbegründung entnommen

werden. Danach seien – wie im Streitfall – auch einmalige oder

außergewöhnliche Kostenbeiträge anzurechnen.

Auf den Zahlungszeitpunkt – Anfang, Mitte oder Ende des Jahres – kommt

es nach Auffassung des FG ebenfalls nicht an. Die vom Kläger erbrachten

Dienstleistungen erfüllten danach das Merkmal der "finanziellen"

Beteiligung nicht. Im Ergebnis konnte das FG feststellen, dass sich der

Kläger aber oberhalb einer Geringfügigkeitsgrenze von zehn Prozent, und

damit erkennbar nicht unzureichend, an den haushaltsbezogenen

Lebensführungskosten beteiligt hatte. Das beklagte Finanzamt hat

mittlerweile die zugelassene Revision eingelegt. Diese ist unter dem

Aktenzeichen VI R 39/19 beim Bundesfinanzhof anhängig.

Die entschiedenen Rechtsfragen dürften aufgrund einer Vielzahl

vergleichbarer Fallkonstellationen erhebliche praktische Relevanz haben,

meint das FG. Nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes aus

2018 seien immerhin mehr als 25 Prozent aller Haushalte in Deutschland

so genannte Mehrpersonenhaushalte mit zwei Generationen.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 18.09.2019, 9 K 209/18, nicht

rechtskräftig

Betriebsrente: Ist die 50-Jahre-Regelung diskriminierend?

Eine Betriebsrente nur für Arbeitnehmer, die vor ihrem 50. Geburtstag im

Unternehmen angefangen haben, stellt keine Diskriminierung von Frauen

mit Kindern dar. Das geht aus einem Beschluss des

Bundesverfassungsgerichts hervor. Ein solcher Ausschluss treffe

unabhängig vom Geschlecht alle, die erst später eingestellt wurden, heißt

es darin. Außerdem zeige die Statistik, dass die meisten Mütter zumindest

in Teilzeit wieder arbeiten gingen, sobald ihre Kinder im Kita-Alter sind oder

eingeschult wurden.
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Der Fall: Verfassungsbeschwerde einer 74-jährigen Dame

Die Verfassungsbeschwerde einer inzwischen 74 Jahre alten Frau wurde

deshalb nicht zur Entscheidung angenommen. Sie hatte mit 51 Jahren als

Verkäuferin angefangen zu arbeiten. Ursprünglich waren ihr Leistungen der

betrieblichen Altersversorgung zugesagt worden. Die Unterstützungskasse

weigerte sich aber, diese zu erbringen. Der Leistungsplan sieht nämlich

unter anderem vor, dass nach Vollendung des 50. Lebensjahrs keine

Ansprüche mehr erworben werden können.

Das Urteil: Gericht sieht keine Anhaltspunkte für eine Diskriminierung

Die Frau war 2013 bereits vor dem Bundesarbeitsgericht unterlegen.

Dagegen klagte sie in Karlsruhe. Die Verfassungsrichter sehen aber "keine

Anhaltspunkte für eine mittelbare Diskriminierung von Frauen". Das Kind

der Klägerin sei bei deren Wiedereintritt ins Erwerbsleben bereits 25 Jahre

alt gewesen und habe seine Ausbildung abgeschlossen gehabt. Auch unter

Berücksichtigung des Rechts auf selbstbestimmte Gestaltung des

Familienlebens sei daher nicht erkennbar, dass durch die Regelung mit der

Altersgrenze Grundrechte verletzt würden.

Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Beschluss der 3. Kammer des Ersten

Senats vom 23.07.2019, 1 BvR 684/14

Feuerwehrmann mit verschiedenen Einsatzstellen hat keine

"erste Tätigkeitsstätte"

Ein Feuerwehrmann, der nach seinem Arbeitsvertrag verpflichtet ist, seinen

Dienst an verschiedenen Einsatzstellen zu leisten, keine so genannte erste

Tätigkeitsstätte. Folge ist, dass er für die Wege zwischen Wohnung und

Arbeitsstätte nicht nur die Entfernungspauschale, sondern die tatsächlichen

Fahrtkosten als Werbungskosten geltend machen kann. Dies hat das

Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz entschieden. Allerdings ist das Urteil

noch nicht rechtskräftig.

Der Kläger ist bei einer Landesbehörde als Feuerwehrmann angestellt und

hat seinen Dienst – jeweils 24-Stunden-Schichten – nach besonderer

Einzelweisung alternativ an vier verschiedenen Einsatzstellen zu verrichten.

Im Streitjahr 2016 war er ausschließlich in einer 15 Kilometer von seinem

Wohnort entfernten Feuerwache eingesetzt.

In der Einkommensteuererklärung machte der Kläger die Fahrten von

seiner Wohnung zu dieser Feuerwache hin und zurück als Dienstreisen

geltend (112 Tage x 30 Kilometer x 0,30 Euro = 1.008 Euro). Das beklagte

Finanzamt hingegen vertrat die Auffassung, dass nur die

Entfernungspauschale (112 Tage x 15 Kilometer x 0,30 Euro = 504 Euro)

zu berücksichtigen sei, weil es sich nicht um Dienstreisen, sondern um

Fahrten zur so genannten ersten Tätigkeitsstätte (§ 9 Absatz 4

Einkommensteuergesetz – EStG) gehandelt habe.

Die dagegen gerichtete Klage hatte vor dem FG Rheinland-Pfalz Erfolg. Die

an 112 Tagen aufgesuchte Feuerwache sei nicht als erste Tätigkeitsstätte

im Sinne des § 9 Absatz 4 EStG anzusehen. Die Vorschrift setze nämlich

voraus, dass der Arbeitnehmer entweder einer betrieblichen Einrichtung

des Arbeitgebers dauerhaft zugeordnet sei oder dort dauerhaft mindestens

je Arbeitswoche zwei volle Arbeitstage oder mindestens ein Drittel seiner

vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit tätig werden solle. Diese

Voraussetzungen seien im Streitfall nicht erfüllt, weil der Kläger nach

seinem Arbeitsvertrag verpflichtet sei, jeweils nach Einzelanweisung seinen

Dienst an vier verschiedenen Einsatzstellen zu leisten, und der Arbeitgeber

ihn von einem Tag auf den anderen an eine der anderen Einsatzstellen

beordern könne. Dass der Kläger rückblickend tatsächlich nur in einer

Feuerwache eingesetzt gewesen sei, sei irrelevant.

Gegen die Nichtzulassung der Revision hat das Finanzamt inzwischen

Beschwerde beim Bundesfinanzhof eingelegt (VI B 112/19).

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 28.11.2019, 6 K 1475/18, noch

nicht rechtskräftig
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Familie und
Kinder

"Düsseldorfer Tabelle": Neue Fassung ab 01.01.2020

Die vom Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegebene "Düsseldorfer

Tabelle" wird zum 01.01.2020 geändert. Wie das OLG mitteilt, betreffen die

Änderungen im Wesentlichen die Bedarfssätze minderjähriger und

volljähriger Kinder, den Bedarf eines Studierenden, der nicht mehr bei

seinen Eltern oder einem Elternteil wohnt, sowie die so genannten

Selbstbehalte.

Die "Düsseldorfer Tabelle" ist eine Richtlinie und ein Hilfsmittel für die

Bemessung des angemessenen Unterhalts im Sinne des § 1610

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) und wird von allen Oberlandesgerichten zur

Bestimmung des Kindesunterhalts verwandt.

Die Anhebung der Bedarfssätze minderjähriger Kinder beruht auf der

Erhöhung des Mindestbedarfs gemäß der "Zweiten Verordnung zur

Änderung der Mindestunterhaltsverordnung vom 12.09.2019". Der

Mindestunterhalt beträgt danach ab dem 01.01.2020:

● für Kinder der ersten Altersstufe (bis zur Vollendung des sechsten
Lebensjahres) 369 Euro (Anhebung um 15 Euro),

● für Kinder der zweiten Altersstufe (bis zur Vollendung des zwölften
Lebensjahres) 424 Euro (Anhebung um 18 Euro) und

● für Kinder der dritten Altersstufe (vom 13. Lebensjahr bis zur
Volljährigkeit) 497 Euro (Anhebung um 21 Euro).

Diese der Entscheidung des Gesetzgebers folgende Erhöhung des

Mindestunterhalts führt laut OLG Düsseldorf zugleich zu einer Änderung der

Bedarfssätze der zweiten bis zehnten Einkommensgruppe der Düsseldorfer

Tabelle. Sie werden wie in der Vergangenheit ab der zweiten bis fünften

Gruppe um jeweils fünf Prozent und in den folgenden Gruppen um jeweils

acht Prozent des Mindestunterhalts angehoben. Auch die Bedarfssätze

volljähriger Kinder, die in 2018 und in 2019 unverändert blieben, werden

zum 01.01.2020 angehoben. Sie betragen 125 Prozent des Bedarfs der

zweiten Altersstufe.

Die Einkommensgruppen, die zuletzt zum 01.01.2018 erhöht wurden,

bleiben unverändert.

In Anlehnung an den zum 01.08.2019 gestiegenen Höchstsatz nach dem

Bundesausbildungsförderungsgesetz steigt der Bedarf eines Studierenden,

der nicht bei seinen Eltern oder einem Elternteil wohnt, von bisher 735 Euro

auf 860 Euro (einschließlich 375 Euro an Warmmiete).

Auf den Bedarf des Kindes ist nach § 1612b BGB das Kindergeld

anzurechnen. Dieses beträgt seit dem 01.07.2019 für ein erstes und

zweites Kind 204 Euro, für ein drittes Kind 210 Euro und ab dem vierten

Kind 235 Euro. Das Kindergeld ist bei minderjährigen Kindern in der Regel

zur Hälfte und bei volljährigen Kindern in vollem Umfang auf den

Barunterhaltsbedarf anzurechnen. Die sich nach Abzug des

Kindergeldanteils ergebenden Beträge sind in den im Anhang der Tabelle

beigefügten "Zahlbetragstabellen" aufgelistet.

Erstmals seit 2015 ändern sich die so genannten Selbstbehalte. Diese

bilden den dem Unterhaltspflichtigen mindestens zu belassenden Betrag

ab. Gegenüber den Ansprüchen minderjähriger Kinder und volljähriger

unverheirateter Kinder bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres, die noch

im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils leben und sich in der

allgemeinen Schulausbildung befinden, beträgt der notwendige

Selbstbehalt des nicht erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen 960 Euro und

des erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen 1.160 Euro statt bislang 880 Euro

beziehungsweise 1.080 Euro. Der notwendige Selbstbehalt beinhaltet

Wohnkosten (Warmmiete) von 430 Euro. Der Selbstbehalt kann erhöht

werden, wenn die Wohnkosten diesen Betrag überschreiten und nicht

unangemessen sind. Sofern nicht der Mindestbedarf des

unterhaltsberechtigten Kindes betroffen ist, beträgt der dem

Unterhaltspflichtigen zu belassende Eigenbedarf mindestens 1.400 Euro

statt bisher 1.300 Euro.

Gegenüber Ansprüchen auf Ehegattenunterhalt beziehungsweise

Unterhaltsansprüchen der Mutter oder des Vaters eines nicht ehelichen

Kindes beträgt der Eigenbedarf des erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen ab

dem 01.01.2020 1.280 Euro und des nicht erwerbstätigen

Unterhaltspflichtigen 1.180 Euro. Die Unterscheidung zwischen

erwerbstätigen und nicht erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen erfolgt in

Anlehnung an den Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 16.10.2019 (XII

ZB 341/17).

Der Selbstbehalt gegenüber Unterhaltsansprüchen von Eltern steigt zum

01.01.2020 von bisher 1.800 Euro auf 2.000 Euro. Auswirkungen des so

genannten Angehörigenentlastungsgesesetzes sind noch nicht

berücksichtigt.

Oberlandesgericht Düsseldorf, PM vom 16.12.2019
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Monatliche Umsatzbeteiligungen führen zu höherem

Elterngeld

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen hat die Rechte von

Müttern gestärkt, die neben ihrem Angestelltengehalt monatliche

Umsatzbeteiligungen erhalten. Diese Beteiligungen zählten zum laufenden

Arbeitslohn und seien deswegen beim Elterngeld zu berücksichtigen.

Geklagt hatte eine angestellte Zahnärztin. Von ihrem Arbeitgeber erhielt sie

eine Grundvergütung von 3.500 Euro pro Monat und Umsatzbeteiligungen,

die zwischen rund 140 Euro und 2.300 Euro pro Monat schwankten. Nach

der Geburt ihres Kindes beantragte sie Elterngeld bei der Stadtgemeinde

Bremen. Bei der Berechnung des Anspruchs ließ die Gemeinde die

Umsatzbeteiligungen unberücksichtigt. Zur Begründung führte sie aus, dass

dieser Teil des Einkommens steuerlich als "sonstige Bezüge" behandelt

werde und das Elterngeld damit nicht erhöhe. Als laufende Bezüge könne

es auch deshalb nicht angesehen werden, weil es nur bei Überschreitung

bestimmter Mindestbeträge gezahlt werde.

Das LSG hat die Gemeinde zur Berücksichtigung der Umsatzbeteiligungen

verurteilt. Es handele sich dabei um laufenden Arbeitslohn, da die

Beteiligungen nach den arbeitsvertraglichen Vereinbarungen jeweils

bezogen auf einen Monat berechnet und gezahlt würden. Die Beteiligung

sei damit einem Lohnzahlungszeitraum zugehörig und müsse dem

Arbeitslohn zugerechnet werden wie etwa eine Überstundenvergütung.

Entscheidend seien auch nicht die Einzelheiten der Berechnung, sondern

allein der Zahlungszeitraum. Solange die erforderliche Konkordanz

zwischen dem Monatszeitraum und dem variablen Lohnbestandteil gewahrt

bleibe, wirke sich dies auch auf das Elterngeld aus.

Wegen grundsätzlicher Bedeutung hat das LSG die Revision zugelassen.

Wie der Pressesprecher des Gerichts, Carsten Kreschel, mitteilt, betrifft das

Urteil nicht den häufigeren Fall des Jahresbonus. Der Monatslohn steige

nur durch Monatszahlungen.

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 06.11.2019, L 2 EG

7/19

Polnische Familienleistung "500+" auf deutsches Kindergeld

anzurechnen

Familienleistungen nach dem polnischen Gesetz über staatliche Beihilfen

zur Kindererziehung vom 17.02.2016 sind auf das in Deutschland gezahlte

Kindergeld anzurechnen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) klargestellt

und damit eine für das Kindergeldrecht bedeutsame Grundsatzfrage

zulasten polnischer Staatsangehöriger mit Wohnsitz im Inland entschieden.

Der Kläger ist polnischer Staatsangehöriger und Vater zweier Töchter. Er

wurde von seinem polnischen Arbeitgeber nach Deutschland entsandt und

hatte hier einen Wohnsitz. Mit Bescheid vom 23.06.2016 bewilligte die

Familienkasse dem Kläger Kindergeld ab September 2015 für beide Kinder

in voller Höhe. Am 18.09.2017 teilte die polnische Behörde ROPS der

Familienkasse mit dem Formular F003 mit, dass an den Kläger für den

Streitzeitraum monatlich 500 PLN nach dem polnischen Gesetz über

staatliche Beihilfen zur Kindererziehung vom 17.02.2016 ("500+") gezahlt

worden seien. Daraufhin änderte die Familienkasse mit Bescheid vom

09.10.2017 die Kindergeldfestsetzung. Sie rechnete nun für den Zeitraum

April 2016 bis September 2017 die polnischen Familienleistungen in Höhe

von monatlich 50 PLN, insgesamt 2.122,38 Euro, auf das dem Kläger

gezahlte Kindergeld an und forderte diesen Betrag zurück. Einspruch,

Klage und Revision zum BFH hatten keinen Erfolg.

Nach dem Urteil des BFH ist die Familienleistung "500+" dem Kindergeld

gleichartig. Sowohl beim deutschen Kindergeld als auch bei der polnischen

Familienleistung "500+" handele es sich um regelmäßige Geldleistungen,

die ausschließlich nach Maßgabe der Zahl und des Alters der Kinder

gewährt werden. Die polnische Familienleistung sei daher nach Artikel 68

Absatz 2 der Verordnung Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 29.04.2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen

Sicherheit anzurechnen. Die Mitteilung einer ausländischen Behörde über

die Gewährung einer Familienleistung habe darüber hinaus

Bindungswirkung für die Familienkasse. Erfolgt diese erst nach der

Kindergeldfestsetzung, stelle dies eine nachträgliche Änderung der

Verhältnisse dar, die nach § 70 Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes

zur Änderung des Bescheids berechtige.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 25.07.2019, III R 34/18
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Arbeit,
Ausbildung &
Soziales

Ehemaliger Sanitätsoffizier muss nach

Kriegsdienstverweigerung Ausbildungskosten von rund

57.000 Euro an Bundeswehr zurückzahlen

Die Bundesrepublik Deutschland hat einen ehemaligen Zeitsoldaten, der

während seiner Dienstzeit ein Medizinstudium absolviert hat und infolge

Kriegsdienstverweigerung vorzeitig aus der Bundeswehr entlassen worden

ist, zu Recht dazu verpflichtet, das ihm gewährte Ausbildungsgeld sowie

Kosten der Fachausbildung in Höhe von insgesamt etwa 57.000 Euro zu

erstatten. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) Düsseldorf entschieden und

die Klage des ehemaligen Soldaten im Wesentlichen abgewiesen. Es hat

ihr nur insoweit stattgegeben, als dem Kläger eine Stundung oder

Ratenzahlung verweigert worden war.

Die Bundeswehr sei im Fall eines anerkannten Kriegsdienstverweigerers

berechtigt, durch Rückforderungsbescheid den Vorteil abzuschöpfen, den

der Kläger dadurch erlangt habe, dass er während seines Studiums nicht

selbst für seinen Lebensunterhalt habe aufkommen müssen, so das VG.

Die Bundesrepublik hatte ihm nämlich für die Dauer seiner Beurlaubung

zum Studium an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf ein so

genanntes Ausbildungsgeld gewährt.

Es sei rechtlich nicht zu beanstanden, dass die Beklagte zur Ermittlung der

vom Kläger ersparten Aufwendungen für Lebensunterhalt, Studiengebühren

und Lernmittel typisierend und pauschalierend auf die Sozialerhebungen

des Deutschen Studentenwerks zum durchschnittlichen Bedarf

studentischer Lebenshaltung zurückgegriffen habe. Indem die

Bundeswehrverwaltung darauf verzichtet habe, das Ausbildungsgeld in

voller Höhe zurückzufordern, und den Erstattungsbetrag auf die ersparten

Aufwendungen begrenzt habe, habe sie zugleich berücksichtigt, dass die

Erstattung den Betroffenen nicht von der Kriegsdienstverweigerung

abschrecken dürfe, was eine besondere Härte darstellen würde.

Die Beklagte habe vom Kläger darüber hinaus auch zu Recht die Kosten

der von ihm bei der Bundeswehr absolvierten Fachausbildungen,

insbesondere der klinischen Weiterbildung zum Facharzt für Anästhesie,

zurückgefordert, soweit er diese bis zu seinem vorzeitigen Ausscheiden aus

der Bundeswehr noch nicht "abgedient" habe.

Ermessensfehlerhaft und daher rechtswidrig ist der

Rückforderungsbescheid laut VG lediglich insoweit, als die

Bundeswehrverwaltung eine Stundung oder Ratenzahlung des

Erstattungsbetrages mit unzureichender Begründung abgelehnt hat.

Gegen das Urteil ist Antrag auf Zulassung der Berufung beim

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen möglich.

Verwaltungsgericht Düsseldorf, PM vom 14.01.2020 zu 10 K 15016/16

Nur weibliche Sportlehrerin gesucht:

Entschädigungsanspruch wegen Benachteiligung wegen des

Geschlechts gegeben

Eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts kann nach § 8

Absatz 1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in

unionsrechtskonformer Auslegung nur zulässig sein, wenn es um den

Zugang zur Beschäftigung einschließlich der zu diesem Zweck erfolgenden

Berufsbildung geht und ein geschlechtsbezogenes Merkmal aufgrund der

Art einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer

Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung

darstellt, sofern es sich um einen rechtmäßigen Zweck und eine

angemessene Anforderung handelt. Dies hat das Bundesarbeitsgericht

(BAG) entschieden und den Entschädigungsanspruch eines Mannes, der

sich auf eine Stelle als "Fachlehrerin Sport (w)" beworben hatte und

abgewiesen worden war, dem Grunde nach bejaht.

Der Kläger hatte sich im Juni 2017 ohne Erfolg bei dem Beklagten, einer

genehmigten Privatschule in Bayern, auf die für eine "Fachlehrerin Sport

(w)" ausgeschriebene Stelle beworben. Mit seiner Klage verlangt er vom

Beklagten eine Entschädigung nach § 15 Absatz 2 AGG mit der

Begründung, der Beklagte habe ihn entgegen den Vorgaben des AGG

wegen seines Geschlechts benachteiligt.

Der Beklagte meint, die Nichtberücksichtigung des Klägers im

Stellenbesetzungsverfahren sei nach § 8 Absatz 1 AGG zulässig gewesen.

Das Schamgefühl von Schülerinnen könnte beeinträchtigt werden, wenn es

bei Hilfestellungen im nach Geschlechtern getrennt durchgeführten

Sportunterricht zu Berührungen der Schülerinnen durch männliche

Sportlehrkräfte komme beziehungsweise diese die Umkleideräume betreten

müssten, um dort für Ordnung zu sorgen.
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Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Die Revision des Klägers

hatte vor dem BAG Erfolg. Der Kläger habe dem Grunde nach einen

Anspruch auf Zahlung einer Entschädigung nach § 15 Absatz 2 AGG, so

das BAG. Entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts (LAG) habe

der Beklagte nicht den Vorgaben des AGG und des Unionsrechts

entsprechend dargetan, dass für die streitgegenständliche Stelle ein

geschlechtsbezogenes Merkmal eine wesentliche und entscheidende sowie

angemessene berufliche Anforderung im Sinne des § 8 Absatz 1 AGG ist.

Über die Höhe der Entschädigung konnte das BAG aufgrund der bislang

vom LAG getroffenen Feststellungen nicht selbst entscheiden. Dies führte

laut BAG zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur

Zurückverweisung der Sache an das LAG zur neuen Verhandlung und

Entscheidung.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 19.12.2019, 8 AZR 2/19

Unentschuldigte Fehlzeiten: Berufsschüler muss Schule

verlassen

Die Entscheidung des Schulleiters einer Berufsbildenden Schule, das

Schulverhältnis mit einem Schüler, der mindestens zehn Tage

unentschuldigt gefehlt hat, zu beenden, ist nicht zu beanstanden. Dies hat

das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz entschieden.

Der 1999 geborene Kläger besuchte seit dem Schuljahr 2018/2019 eine

Berufsbildende Schule der höheren Berufsfachschule Handel und

E-Commerce. Mit Schreiben vom 08.11.2018 wurde er zum ersten Mal

wegen seiner Fehlzeiten mit dem Hinweis ermahnt, er habe seit Beginn des

Schuljahres bereits an 18 Tagen gefehlt, davon an vier Tagen

unentschuldigt. Ab sofort sei er verpflichtet, für jegliche Schulversäumnisse

spätestens am dritten Werktag eine ärztliche

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen, andernfalls würden die

Zeiten als unentschuldigt gelten und das Schulverhältnis könne beendet

werden. Nach einer abermaligen Mahnung wegen erneuter Fehlzeiten

beendete der Schulleiter mit Bescheid vom 04.06.2019 das Schulverhältnis

des Klägers. Hiergegen erhob der Kläger Widerspruch, den die Aufsichts-

und Dienstleistungsdirektion Rheinland-Pfalz zurückwies.

Auch die nunmehr erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Der

Ausschulungsbescheid, so die Koblenzer Richter, sei rechtmäßig. Nach den

gesetzlichen Vorschriften könne das Schulverhältnis eines nicht

schulbesuchspflichtigen Schülers, der einen Vollzeitbildungsgang besuche,

durch schriftlichen Bescheid des Schulleiters beendet werden, wenn der

Schüler an mindestens zehn Unterrichtstagen im Schuljahr den gesamten

Unterricht oder einzelne Unterrichtsstunden, jedoch mindestens 20

Unterrichtsstunden, ohne ausreichende Entschuldigung versäumt habe.

Diese Voraussetzungen lägen angesichts der Fehlzeiten des Klägers vor.

Überdies sei der Kläger auch entsprechend den gesetzlichen Vorschriften

gemahnt und ihm sei die Beendigung des Schulverhältnisses angedroht

worden. Schließlich verstoße die Beendigung des Schulverhältnisses nicht

gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Zum einen sei es zum

maßgeblichen Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides nicht

offensichtlich gewesen, dass der Kläger seinen Abschluss in Kürze

erreichen werde. Die Abschlussprüfung sei für Mai 2020 vorgesehen und

habe nicht unmittelbar bevorgestanden. Zudem sei es zu diesem Zeitpunkt

offen gewesen, ob der Kläger überhaupt zur Prüfung habe zugelassen

werden können. Nach dem glaubhaften Vorbringen des Schulleiters sei es

für den Kläger nur sehr schwer realisierbar gewesen, vor der Zulassung zur

Abschlussprüfung entweder das erforderliche Praktikum durchzuführen

oder stattdessen eine Hausarbeit zu erstellen. Nach alledem habe es der

Schule nicht zugemutet werden können, das Fehlverhalten des Klägers

weiter zu dulden.

Gegen diese Entscheidung können die Beteiligten die Zulassung der

Berufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen.

Verwaltungsgericht Koblenz, Urteil vom 19.12.2019, 4 K 989/19.KO
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Bauen &
Wohnen

Nachbarrecht: Eine Senioren-WG darf in einem Wohngebiet

eingerichtet werden

Eine Wohngemeinschaft von Senioren in einem Einfamilienhaus mit jeweils

eigenen Miet- und Pflegeverträgen in einem reinen Wohngebiet ist eine

zulässige Wohnform.

Eine solche Konstellation ist nicht mit einem Altenpflege- oder

Seniorenheim vergleichbar und kann von den Nachbarn nicht unterbunden

werden.

In dem konkreten Fall lebten acht bis neun ältere – teilweise auch an

Demenz erkrankte – Menschen in dem Haus, wobei jede Person über ein

eigenes, möbliertes Zimmer verfügte und die Gemeinschaftsräume wie

Küche, Wohnzimmer und Bad von allen benutzt werden durften.

Nachbarn forderten ein "bauaufsichtliches Einschreiten der Behörden", weil

dieser "Heimcharakter" nicht ins Wohngebiet passe. Das Gericht sah das

anders: "Eine intensive Nutzung eines Einfamilienhauses durch mehrere,

teilweise an Demenz erkrankte Senioren wahrt die Eigenart des reinen

Wohngebietes". Natürlich müssen die Grenzen für die nachbarliche

Belastung (wie zum Beispiel bei Kinderlärm) eingehalten werden. Das war

hier aber noch gegeben.

VwG Neustadt an der Weinstraße, 3 K 575/17 vom 18.06.2018

Acht nächtliche Veranstaltungen in Mehrzweckhalle: Keine

unzumutbaren Lärmbelastungen

Die in Erweiterung des ursprünglichen Nutzungskonzepts genehmigten acht

Veranstaltungen pro Jahr in der Mehrzweckhalle in Mudersbach

(Verbandsgemeinde Kirchen), die erst um 24.00 beziehungsweise 3.00 Uhr

nachts enden, verursachen keine unzumutbaren Lärmbelastungen für die in

einem allgemeinen Wohngebiet lebenden Nachbarn. Dies entschied das

Oberverwaltungsgericht (OVG) Rheinland-Pfalz.

In der im Jahr 2010 vom beklagten Landkreis Altenkirchen erteilten

Baugenehmigung für die Mehrzweckhalle der Ortsgemeinde Mudersbach

war eine Beendigung der Gebäudenutzung bis spätestens 21.30 Uhr

vorgegeben. Auf Antrag der Ortsgemeinde erteilte der Landkreis ihr im

August 2017 eine Nachtragsbaugenehmigung, mit der in Umsetzung ihres

zwischenzeitlich erstellten Nutzungserweiterungskonzepts acht

Veranstaltungen örtlicher Vereine und Gruppen zugelassen wurden, deren

Ende für 24.00 beziehungsweise 3.00 Uhr nachts vorgesehen war.

Hiergegen erhob der Kläger, dessen Wohnhaus in unmittelbarer Nähe der

Halle liegt, Klage, der das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz stattgab und

die Nachtragsbaugenehmigung aufhob. Auf die hiergegen erhobene

Berufung der beigeladenen Ortsgemeinde wies das OVG die Klage

hingegen ab.

Die Nachtragsbaugenehmigung verstoße nicht gegen das Gebot der

Rücksichtnahme zulasten des Klägers, weil von den zugelassenen acht

Veranstaltungen keine unzumutbaren Lärmbelastungen auf sein

Grundstück einwirkten. Da für Lärmimmissionen von Veranstaltungen der

hier vorliegenden Art keine Grenzwerte gesetzlich festgelegt seien, sei die

Zumutbarkeitsgrenze anhand einer umfassenden Würdigung aller

Umstände des Einzelfalles und insbesondere der speziellen

Schutzwürdigkeit des jeweiligen Baugebiets zu bestimmen. Technische

Regelwerke, die Richtwerte zu der in Betracht kommenden Belastungsart

enthielten, dürften dabei als Orientierungshilfe herangezogen werden.

Nach Auffassung des OVG sei dies im vorliegenden Fall der Nutzung einer

Mehrzweckhalle die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm

(TA-Lärm). Für die erforderliche Zumutbarkeitsbetrachtung sei auf die

Regelungen der TA-Lärm über "seltene Ereignisse" abzustellen, für die

höhere Immissionsrichtwerte als die in einem allgemeinen Wohngebiet –

wie hier – an sich maßgebenden Werte zulässig seien. Entgegen der

Auffassung des VG seien die von der Beigeladenen beantragten und in die

Nachtragsbaugenehmigung aufgenommenen Veranstaltungen als "seltene

Ereignisse" im Sinne der TA-Luft zu betrachten. Hierzu zählten zum

Beispiel herausgehobene Veranstaltungen der Kommune oder örtlicher

Vereine aus besonderem Anlass, die zu den typischen Erscheinungsformen

gemeindlichen Lebens gehörten, sodass sie von der Nachbarschaft in

höherem Maße als sozialadäquat akzeptiert würden als etwa rein

gewerbliche Aktivitäten oder durch rein private Feiern hervorgerufene

Lärmimmissionen.

Diese Voraussetzungen seien in Bezug auf die hier zugelassenen acht

Veranstaltungen – die beiden Jahreskonzerte des Chors und des örtlichen

Musikvereins beziehungsweise den Königsball zu Ehren des

Schützenkönigs, die vier Aufführungen der örtlichen Theatergruppe sowie

eine Jubiläumsveranstaltung eines sonstigen örtlichen Vereins oder der

Ortsgemeinde – erfüllt.
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Aufgrund des Ergebnisses eines schallschutztechnischen Gutachtens sei

davon auszugehen, dass sowohl die durch die Parkvorgänge (Abfahrten

nach Veranstaltungsende) verursachten Lärmimmissionen als auch die

durch den Veranstaltungsbetrieb im Innern der Halle selbst auftretenden

Geräuschimmissionen unterhalb des bei "seltenen Ereignissen" erhöhten

Immissionsrichtwertes der Nachtzeit lägen. Auch sei die mögliche Anzahl

für die Zulassung "seltener Ereignisse" nicht überschritten, die nach der

TA-Lärm auf zehn Kalendertage eines Kalenderjahres begrenzt sei. Denn

dabei sei eine vor 22.00 Uhr beginnende Veranstaltung, die sich über 24.00

Uhr hinaus auf den folgenden Kalendertag erstrecke, als ein einheitlich zu

betrachtender Vorgang aufzufassen und daher nicht als zwei, sondern nur

als ein "besonderes Ereignis" zu bewerten.

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 22.11.2019, 1 A

10554/19.OVG

Anlieger eines renaturierten Baches haben keinen Anspruch

auf Folgenbeseitigung

Mehrere Anlieger des renaturierten Schantelbachs in Leiwen sind mit ihren

Klagen auf Ergreifung geeigneter Maßnahmen zur Verhinderung von

Wassereintritt in die Keller ihrer jeweiligen Anwesen gescheitert. Das

Verwaltungsgericht (VG) Trier wies die Klagen gegen die beklagte

Verbandsgemeinde Schweich ab und begründete dies unter anderem

damit, dass der Wassereintritt kausal letztlich auf die fehlende Abdichtung

der Keller der Kläger zurückgehe.

Die Renaturierung des Schantelbachs erfolgte durch die beklagte

Verbandsgemeinde Schweich nach – unanfechtbar gewordener –

Plangenehmigung des Landkreises Trier Saarburg aus den Jahren 2012

und 2014. Nach Durchführung der Renaturierungsmaßnahmen machten die

Kläger gegenüber der beklagten Verbandsgemeinde geltend, dass es

seitdem zu einem vermehrten Wassereintritt in ihren Kellern, die zuvor

weitestgehend trocken gewesen seien, komme. In der Folgezeit forderten

sie die Beklagte auf, Maßnahmen zu ergreifen, um das Eindringen von

Wasser aus dem Schantelbach zu verhindern. Nach einem durchgeführten

Ortstermin ließ die Beklagte Maßnahmen zur Abdichtung durchführen. Da

die Kläger auch danach weiteren Wassereintritt in ihren Kellern feststellten,

haben sie Klage erhoben.

Das VG hat die Klagen nach einer mündlichen Verhandlung, in der ein

Sachverständiger zu Wort gekommen ist, abgewiesen. Der von den Klägern

begehrte Anspruch auf Folgenbeseitigung scheitere bereits daran, dass die

den Renaturierungsmaßnahmen zugrunde liegende – rechtlich erforderliche

– Plangenehmigung der Kreisverwaltung, die selbstständig anfechtbar sei,

bestandskräftig geworden sei. Nach Unanfechtbarkeit der

Plangenehmigung seien jedoch Ansprüche auf Unterlassung sowie

Beseitigung ausgeschlossen.

Zwar enthielten die einschlägigen Regelungen des Wasserrechts für

unvorhergesehene Auswirkungen eines Planvorhabens, die sich nach

Unanfechtbarkeit einer Plangenehmigung eingestellt hätten, bestimmte

Regelungen zum Schutz der Nachbarschaft. Hierauf beruhende Anträge auf

Ergreifung von Schutzvorkehrungen könnten jedoch nicht gegenüber der

Verbandsgemeinde als Vorhabenträger, sondern nur gegenüber dem Kreis

als Planfeststellungsbehörde geltend gemacht werden, so das VG.

Abgesehen von diesem formalrechtlichen Argument seien die gegenüber

der Verbandsgemeinde geltend gemachten Ansprüche aber auch deshalb

rechtlich nicht realisierbar, weil die Kläger den Wassereintritt auf ihren

Grundstücken zu dulden hätten. Dies folge daraus, dass der Wassereintritt

kausal letztlich auf die fehlende Abdichtung der Keller der Kläger

zurückgehe. Es sei Aufgabe eines jeden Hauseigentümers, selbst für eine

ausreichende Isolierung seines Anwesens Sorge zu tragen. Allein aus dem

Umstand, dass den Klägern die vorherige Ausgestaltung des

Schantelbachs insoweit zugutegekommen sei, als diese offenbar die

unzureichende Isolierung der Keller ausgeglichen habe, könne rechtlich

nicht mit Erfolg abgeleitet werden, dass dieser Zustand auf unbestimmte

Zeit fortbestehen oder nach erfolgter Renaturierung nunmehr anderweitig

durch Schutzmaßnahmen ausgeglichen werden müsse.

Gegen die Entscheidungen können die Beteiligten die Zulassung der

Berufung beim Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen.

Verwaltungsgericht Trier, Urteile vom 04.12.2019, 9 K 2939/19.TR, 9 K

3336/19.TR und 9 K 3337/19 TR



02/2020

18

Ehe, Familie &
Erben

Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts bei

Realsplitting als Werbungskosten abzugsfähig

Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts sind als

Werbungskosten abzugsfähig, wenn der Unterhaltsempfänger die

Unterhaltsleistungen als sonstige Einkünfte versteuert. Dies hat der das

Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Die Klägerin und ihr mittlerweile geschiedener Ehemann trennten sich im

Jahr 2012. Vor dem Amtsgericht (AG) führten beide ein familienrechtliches

Streitverfahren, das die Scheidung, den Versorgungsausgleich sowie den

nachehelichen Unterhalt umfasste. Im Jahr 2014 wurde die Ehe durch

Beschluss des AG geschieden und der frühere Ehemann der Klägerin zu

monatlichen Unterhaltszahlungen verpflichtet. Gegen den Beschluss des

AG erhoben die Klägerin Beschwerde und ihr früherer Ehemann

Anschlussbeschwerde beim Oberlandesgericht. Streitgegenstand dieses

Verfahrens war die Höhe des zu zahlenden nachehelichen Unterhalts,

wobei der frühere Ehemann der Klägerin begehrte, keinen Unterhalt zu

zahlen, und die Klägerin höhere monatliche Zahlungen begehrte. Im Jahr

2015 kam ein gerichtlicher Vergleich über die Unterhaltshöhe zustande.

In ihrer Einkommensteuererklärung 2015 erklärte die Klägerin so genannte

sonstige Einkünfte in Höhe der erhaltenen Unterhaltszahlungen und machte

die Prozessführungskosten (Gerichts- und Rechtsanwaltskosten), die auf

die Verfahren betreffend den nachehelichen Unterhalt entfielen,

steuermindernd geltend. Das Finanzamt lehnte die Berücksichtigung ab.

Das FG Münster hat der hiergegen erhobenen Klage stattgegeben. Bei der

Klägerin als Unterhaltsempfängerin seien die Prozessführungskosten als

Werbungskosten zu berücksichtigen, weil sie den Unterhalt ihres

geschiedenen Ehemannes nach § 22 Nr. 1a Einkommensteuergesetz

(EStG) versteuere. Die Klägerin habe die Prozessführungskosten

aufgewendet, um zukünftig (höhere) steuerbare Einkünfte in Form von

Unterhaltsleistungen zu erhalten. Die Unterhaltszahlungen seien gemäß §

22 Nr. 1a EStG als steuerbare Einkünfte zu behandeln, weil der

geschiedene Ehemann als Zahlungsverpflichteter die Möglichkeit gehabt

habe, seine Unterhaltszahlungen als Sonderausgaben gemäß § 10 Absatz

1a EStG abzuziehen (so genanntes Realsplitting). Die Unterhaltszahlungen

würden den übrigen Einkünften insoweit vollständig gleichgestellt. Daraus

folge, dass auch ein Werbungskostenabzug vollumfänglich möglich sein

müsse.

Da die Aufwendungen der Klägerin vollständig als Werbungskosten

berücksichtigungsfähig waren, musste das FG eigenen Angaben zufolge

nicht über die Frage entscheiden, unter welchen Voraussetzungen

Prozessführungskosten zur Geltendmachung nachehelichen Unterhalts

gemäß § 33 Absatz 2 S. 4 EStG als außergewöhnliche Belastungen

abzugsfähig sein können.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 03.12.2019, 1 K 494/18 E, nicht

rechtskräftig

Ehegatten-Testament: Phrase "unsere gemeinsamen

Abkömmlinge" erfasst nicht nur Kinder

Ist in einem Testament von "Abkömmlingen" die Rede, so beinhaltet dies

nicht nur die Kinder des Erblassers, sondern auch dessen Enkel und

Urenkel et cetera. Dies gilt auch dann, wenn Ehegatten den Begriff in einem

gemeinsamen Testament verwenden und dabei "von unseren

gemeinschaftlichen Abkömmlingen" sprechen. Dies stellt das

Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg klar.

Zwei Ehepartner hatten sich in einem notariellen Testament gegenseitig zu

Alleinerben eingesetzt. Erben des Letztversterbenden sollten "unsere

gemeinschaftlichen Abkömmlinge zu gleichen Anteilen" sein. Der

Überlebende sollte allerdings auch die Erbfolge "unter den

gemeinschaftlichen Abkömmlingen abändern" können. Tatsächlich setzte

die ihren Ehemann überlebende Ehefrau in einem zweiten Testament ihre

eine Tochter und deren Sohn zu ihren Erben ein. Die andere Tochter hielt

dies für nicht möglich. Denn die Eheleute hätten verfügt, nur die

"gemeinschaftlichen Abkömmlinge" könnten als Erben eingesetzt werden.

Unter "gemeinschaftliche Abkömmlinge" seien aber nur die gemeinsamen

Kinder zu verstehen. Eine Erbeinsetzung des Enkelsohns sei nicht möglich.

Deswegen sei die Erbeinsetzung der überlebenden Ehefrau unwirksam.

Erben seien – nach dem ersten, gemeinsamen Testament – daher

weiterhin alle Kinder der Eheleute.

Das Landgericht (LG) Osnabrück gab der Klägerin Recht. Erben seien die

gemeinsamen Kinder der Eheleute geworden. Die Einsetzung des

Enkelsohns durch die Ehefrau sei nach dem gemeinsamen Testament nicht

möglich gewesen. Dagegen wandten sich die von der Ehefrau eingesetzte

Tochter und deren Sohn mit ihrer Berufung zum OLG. Sie vertraten die

Auffassung, das Testament der Ehefrau sei wirksam. Sie hätte auch den

Enkel einsetzen dürfen.
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Die Berufung hatte Erfolg. Das Wort "Abkömmlinge" sei nicht allein auf

Kinder beschränkt. "Abkömmlinge" heiße auch Enkel, Urenkel et cetera, so

das OLG. Dies ergebe sich bereits aus dem Gesetz (§ 1924 Bürgerliches

Gesetzbuch). Seien nur die Kinder gemeint gewesen, hätten die Eheleute

auch den Begriff "Kinder" gewählt. Es sei auch plausibel, dass die Eheleute

alle ihre zum Zeitpunkt des Erbfalls lebenden Abkömmlinge – ob Kinder,

Enkel oder Urenkel – gleichbehandeln wollten. Denn häufig hätten die

eigenen Kinder beim Versterben der Eltern bereits eine gefestigte

Lebensstellung, während die Enkel und gegebenenfalls die Urenkel sich

noch ihr eigenes Lebensumfeld schaffen müssten und eher finanzielle

Unterstützung nötig hätten. Es sei auch nachvollziehbar, dass die Eheleute

alle Abkömmlinge gleich behandeln wollten und der Umfang des Erbes der

einzelnen Enkelkinder nicht davon abhängen sollte, ob ihre Eltern noch

lebten und wie viele Geschwister sie jeweils hätten.

Oberlandesgericht Oldenburg, Urteil vom 11.09.2019, Az. 3 U 24/18

Trotz Trennung: Pflicht zu Einwilligung in für Zeit des

Zusammenlebens gewünschte Zusammenveranlagung zur

Einkommenssteuer

Ein Ehepartner ist auch nach der Trennung dem anderen gegenüber

verpflichtet, in eine von diesem für die Zeit des Zusammenlebens

gewünschte Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer einzuwilligen,

wenn dadurch dessen Steuerschuld verringert wird und der auf Zustimmung

in Anspruch genommene Ehepartner keiner zusätzlichen steuerlichen

Belastung ausgesetzt ist. Dies hat das Oberlandesgericht (OLG) Koblenz

unter Verweis darauf entschieden, dass Ehepartner einander grundsätzlich

verpflichtet seien, die finanziellen Lasten des anderen nach Möglichkeit zu

vermindern, soweit dies ohne eine Verletzung eigener Interessen möglich

ist.

Hingegen könne ein Ehepartner nicht wegen des Scheiterns der Ehe von

dem anderen den Betrag ersetzt verlangen, den er nach der im Vergleich

zur getrennten Veranlagung ungünstigeren Lohnsteuerklasse V zuvor mehr

gezahlt hat.

Das Familiengericht hatte eine Verpflichtung, der gemeinsamen

Veranlagung zuzustimmen, zumindest für den Fall verneint, wenn dem auf

Zustimmung in Anspruch genommenen Ehepartner im Gegenzug ein

Ausgleichsanspruch entstünde, weil sein Einkommen durch die

gemeinsame Veranlagung nach einer Lohnsteuerklasse besteuert würde,

die sich im Vergleich zur Besteuerung bei getrennter Veranlagung

ungünstiger auswirkt.

Dieser Argumentation ist das OLG entgegengetreten. Aus dem Wesen der

Ehe ergebe sich für beide Ehepartner die Verpflichtung, die finanziellen

Lasten des anderen Teils nach Möglichkeit zu vermindern, soweit dies ohne

eine Verletzung der eigenen Interessen möglich sei. Ein Ehepartner sei

daher dem anderen gegenüber verpflichtet, in eine Zusammenveranlagung

zur Einkommensteuer einzuwilligen, wenn dadurch die Steuerschuld des

anderen verringert werde und der auf Zustimmung in Anspruch

genommene Ehepartner keiner zusätzlichen steuerlichen Belastung

ausgesetzt werde.

Das gelte auch bei getrenntlebenden Ehepartnern, wenn noch eine

Zusammenveranlagung für die Zeit des Zusammenlebens verlangt werde.

Hingegen könne ein Ehepartner grundsätzlich nicht wegen des Scheiterns

der Ehe von dem anderen den Mehrbetrag ersetzt verlangen, den er zuvor

nach der im Vergleich zur Besteuerung bei getrennter Veranlagung

ungünstigeren Lohnsteuerklasse V mehr gezahlt hat. Denn der ehelichen

Lebensgemeinschaft liege die Auffassung zugrunde, mit dem Einkommen

der Ehepartner gemeinsam zu wirtschaften und finanzielle

Mehrbelastungen auszugleichen. Es bedürfe deshalb einer besonderen

Vereinbarung, wenn sich ein Ehepartner die Rückforderung der mit der

Wahl der Steuerklasse V verbundenen steuerlichen Mehrbelastung für den

Fall der Trennung vorbehalten will. Eine solche Vereinbarung sei in dem

entschiedenen Fall nicht ersichtlich gewesen. Deshalb habe die

Zustimmung zur Zusammenveranlagung nicht von einem Ausgleich der im

Fall der gemeinsamen Veranlagung bestehen bleibenden steuerlichen

Mehrbelastung abhängig gemacht werden können.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.

Oberlandesgericht Koblenz, Beschluss vom 12.06.2019, 13 UF 617/18,

rechtskräftig
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Medien &
Telekommu-
nikation

"Vodafone Pass": EuGH soll über Vereinbarkeit mit EU-Recht

entscheiden

Das Verwaltungsgericht (VG) Köln hat Zweifel an der Vereinbarkeit der vom

Telekommunikationsunternehmen Vodafone angebotenen Mobilfunk-Option

"Vodafone Pass" mit europarechtlichen Vorgaben. Es hat deshalb in einem

von Vodafone angestrengten Klageverfahren den Europäischen Gerichtshof

(EuGH) angerufen und ihm Fragen zur Auslegung der so genannten

Roaming-Verordnung (Verordnung (EU) Nr. 531/2012) vorgelegt.

Bei der kostenlosen Tarifoption "Vodafone Pass" wird das durch die

Nutzung der Dienste von Partnerunternehmen verbrauchte Datenvolumen

nicht auf das Inklusivdatenvolumen des jeweiligen Mobilfunktarifs

angerechnet (sog. Zero-Rating). Dies gilt allerdings nur im Inland. Im

Ausland wird die Nutzung der betreffenden Dienste hingegen auf das

Datenvolumen angerechnet. Ferner behält sich Vodafone vor, die

Tarifoption künftig auch im europäischen Ausland anzubieten. Für diesen

Fall soll eine "Fair Use Policy" mit einer maximal möglichen Nutzung der

Tarifoption im europäischen Ausland im Umfang von fünf Gigabyte

Datenvolumen monatlich gelten. Die Bundesnetzagentur sieht in der

Tarifoption einen Verstoß gegen die Vorgaben der Roaming-Verordnung.

Mit Bescheid vom 15.06.2018 untersagte sie daher die Fortführung des

Angebots. Hiergegen erhob Vodafone im Dezember 2018 Klage vor dem

VG.

Dieses möchte vom EuGH wissen, ob die Beschränkung der Tarifoption auf

das Inland mit dem in der Roaming-Verordnung enthaltenen Verbot

vereinbar ist, für Roaming-Dienste im europäischen Ausland ein

zusätzliches Entgelt gegenüber dem inländischen Endkundenpreis zu

verlangen. Des Weiteren hat das VG dem EuGH Fragen dazu vorgelegt, ob

die von der Klägerin vorgesehene "Fair Use Policy" mit der

Roaming-Verordnung vereinbar ist. Insoweit hält das VG für

klärungsbedürftig, inwieweit die Tarifoption "Vodafone Pass" einer

Nutzungsgrenze im Ausland unterworfen werden darf.

VG Köln, Beschluss vom 18.11.2019, 9 K 8221/18

Zustellungen an Facebook auch in Irland in deutscher Sprache

möglich

Facebook kann in einer gerichtlichen Auseinandersetzung mit einem

deutschen Nutzer nicht auf einer Übersetzung deutschsprachiger

Schriftstücke in das Englische bestehen.

Ein Mann aus Düsseldorf hatte beim LG Düsseldorf eine einstweilige

Verfügung erwirkt, die es dem Unternehmen Facebook mit Sitz in Irland

untersagte, den Mann für das Einstellen eines bestimmten Textes auf

"www.facebook.com" zu sperren oder den Beitrag zu löschen. Diese

einstweilige Verfügung ließ der Mann Facebook ohne englische

Übersetzung zustellen. Facebook machte geltend, das Unternehmen

verstehe den Inhalt nicht und benötige eine englische Übersetzung.

Dies ließ das OLG Düsseldorf nicht gelten. Für das Sprachverständnis

komme es auf die Organisation des Unternehmens insgesamt an.

Facebook verfüge in Deutschland über eine Vielzahl von Nutzern, denen

die Plattform vollständig in deutscher Sprache zur Verfügung gestellt werde.

Auch die dabei verwendeten vertraglichen Dokumente seien in deutscher

Sprache gehalten. Konkreten Formulierungen in den Nutzungsbedingungen

ließen sich gründliche Kenntnisse der deutschen Sprache und des

deutschen Rechts entnehmen.

Befassen musste sich das OLG mit dieser Frage, weil der Mann aus

Düsseldorf die ihm entstandenen Kosten in Höhe von rund 730 Euro

geltend machte. Dafür sei eine Zustellung der einstweiligen Verfügung

erforderlich. Die Wirksamkeit dieser Zustellung hatte das OLG zu klären.

Der Inhalt des Beitrags, der nicht gelöscht werden sollte, war für die

Entscheidung laut OLG ohne Belang.

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 18.12.2019, Az. I-7 W 66/19

Internet-Bewertungsportal Yelp: Bewertungsdarstellung von

Unternehmen zulässig

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat die Bewertungsdarstellung von

Unternehmen auf dem Internetportal yelp als rechtens bestätigt. Sie

beinhalte weder eine unwahre Tatsachenbehauptung oder -verbreitung

noch greife sie rechtswidrig in das Unternehmenspersönlichkeitsrecht und

in das Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb der

Unternehmen ein.

Die Beklagte betreibt im Internet unter "www.yelp.de" ein Bewertungsportal,

in dem angemeldete Nutzer Unternehmen durch die Vergabe von einem bis

zu fünf Sternen und einen Text bewerten können. Das Portal zeigt alle

Nutzerbeiträge an und stuft sie ohne manuelle Kontrolle automatisiert und

tagesaktuell entweder als "empfohlen" oder als "(momentan) nicht

empfohlen" ein.
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Bei Aufruf eines Unternehmens werden mit dessen Bezeichnung und

Darstellung bis zu fünf Sterne angezeigt, die dem Durchschnitt der Vergabe

in den "empfohlenen" Nutzerbeiträgen entsprechen

(Bewertungsdurchschnitt). Unmittelbar daneben steht "[Anzahl] Beiträge".

Unter der Darstellung des Unternehmens ist eine entsprechende Anzahl

von Bewertungen – überschrieben mit "Empfohlene Beiträge für

[Unternehmen]" – jeweils mit den vergebenen Sternen und dem Text

wiedergegeben. Am Ende dieser Wiedergabe steht "[Anzahl] andere

Beiträge, die momentan nicht empfohlen werden". Nach Anklicken der

daneben befindlichen Schaltfläche wird folgender Text angezeigt:

"Was sind empfohlene Beiträge?

Unsere User veröffentlichen auf Yelp Millionen von Beiträgen. Aus diesem

Grund benutzen wir eine automatisierte Software, um die hilfreichsten

Beiträge hervorzuheben. Diese Software zieht mehrere Faktoren in

Betracht, wie zum Beispiel die Qualität, die Vertrauenswürdigkeit und die

bisherige Aktivität des Users auf Yelp. Dieser Vorgang ist gleich für alle

Geschäftsauflistungen und hat nichts damit zu tun, ob ein Unternehmen ein

Anzeigenkunde bei uns ist oder nicht. Die Beiträge, die nicht direkt auf der

Geschäftsseite hervorgehoben und auch nicht in die Gesamtbewertung

einberechnet werden, sind aber unten aufgeführt. Hier mehr darüber

erfahren." Darunter befindet sich die Überschrift "[Anzahl] Beiträge für

[Unternehmen] werden momentan nicht empfohlen" mit dem nachfolgenden

"Hinweis: Die Beiträge unten werden nicht in der gesamten

Sternchen-Bewertung für das Geschäft berücksichtigt." Danach folgt die

Wiedergabe der nicht empfohlenen Beiträge.

Die Klägerin betreibt ein Fitness-Studio, zu dem das Bewertungsportal am

10.02.2014 aufgrund eines empfohlenen Beitrags vom 07.02.2014 drei

Sterne und 24 ältere Beiträge mit überwiegend positiven Bewertungen als

momentan nicht empfohlen anzeigte. Nach Meinung der Klägerin hat die

Beklagte den unzutreffenden Eindruck erweckt, dass der

Bewertungsdurchschnitt aller Beiträge angezeigt worden sei. Die

Unterscheidung zwischen empfohlenen und momentan nicht empfohlenen

Beiträgen sei willkürlich und nicht anhand nachvollziehbarer Kriterien

erfolgt, wodurch ein verzerrtes und unrichtiges Gesamtbild entstehe.

Das Landgericht (LG) hat die auf Unterlassung, Feststellung und

Schadenersatz gerichtete Klage abgewiesen. Das Oberlandesgericht (OLG)

hat die Beklagte verurteilt, es zu unterlassen, auf ihrer Internetseite für das

Fitness-Studio eine Gesamtbewertung oder eine Gesamtzahl der

Bewertungen auszuweisen, in die Bewertungen, die von Nutzern der

vorgenannten Internetseite abgegeben worden waren und welche die

Beklagte als "momentan nicht empfohlen" wertet, nicht einbezogen werden.

Außerdem hat das OLG die Verpflichtung der Beklagten zum Ersatz

entstandenen sowie noch entstehenden Schadens festgestellt und die

Beklagte zur Zahlung von Rechtsanwaltskosten verurteilt.

Der BGH hat auf die Revision der Beklagten das klageabweisende Urteil

des LG wiederhergestellt. Die von der Klägerin geltend gemachten

Ansprüche ergäben sich nicht aus § 824 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch

(BGB). Die Beklagte habe nicht – wie in dieser Bestimmung vorausgesetzt

– unwahre Tatsachen behauptet oder verbreitet. Entgegen der Ansicht des

OLG habe sie mit der angegriffenen Bewertungsdarstellung nicht geäußert,

dass es sich bei dem angezeigten Bewertungsdurchschnitt um das

Ergebnis der Auswertung aller für das Fitness-Studio abgegebenen

Beiträge handele und dass der danebenstehende Text deren Anzahl

wiedergebe. Denn der unvoreingenommene und verständige Nutzer des

Bewertungsportals entnehme der Bewertungsdarstellung zunächst, wie

viele Beiträge die Grundlage für die Durchschnittsberechnung bildeten, und

schließe daraus weiter, dass Grundlage für die Durchschnittsberechnung

ausschließlich der "empfohlene" Beitrag ist sowie dass sich die Angabe der

Anzahl nur darauf bezieht.

Die Bewertungsdarstellung der Beklagten greife auch nicht rechtswidrig in

das Unternehmenspersönlichkeitsrecht und in das Recht am eingerichteten

und ausgeübten Gewerbebetrieb der Klägerin ein (§ 823 Absatz 1 BGB).

Die rechtlich geschützten Interessen der Klägerin überwögen nicht die

schutzwürdigen Belange der Beklagten. Die Anzeige des

Bewertungsdurchschnitts und der Einstufung von Nutzerbewertungen als

"empfohlen" oder "nicht empfohlen" seien durch die Berufs- sowie

Meinungsfreiheit geschützt. Ein Gewerbetreibender müsse Kritik an seinen

Leistungen und die öffentliche Erörterung geäußerter Kritik grundsätzlich

hinnehmen.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 14.01.2020, VI ZR 496/18 und andere
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Kampf gegen Steuerbetrug weist Defizite auf

Die aktuelle Lage bei der Bekämpfung so genannter

Umsatzsteuerkarusselle ist nach Ansicht der Strafverfolgungsbehörden

unbefriedigend. Innerhalb Deutschlands dauere es im Regelfall vier bis 16

Wochen, um von den Banken Informationen zu Empfangskonten von

Geldtransaktionen zu erhalten, erklärte Oberstaatsanwalt Macus Paintinger

von der Staatsanwaltschaft München I in einem öffentlichen Fachgespräch

des Bundestags-Finanzausschusses am 15.01.2020. Erst dann könne die

Staatsanwaltschaft an die Bank des Empfängerkontos herantreten, um dort

die erforderlichen Informationen beziehungsweise die Tatbeute

sicherstellen zu lassen, sofern sie sich nach dieser langen Zeit noch auf

dem Konto befinde und nicht bereits weiter transferiert worden sei.

In der Europäischen Union erhalte man Kontoauskünfte in der Regel

innerhalb von 16 Wochen, von Drittstaaten frühestens nach einem Jahr,

teilweise aber überhaupt nicht. Um die viel zu langen Reaktionszeiten der

deutschen Banken auf Auskunftsersuchen der Staatsanwaltschaften zu

verringern, sollte eine generelle Frist von zwei Wochen ins Gesetz

aufgenommen werden, empfahl der Staatsanwalt. Paintinger sprach sich

auch dafür aus, die Befreiung von Existenzgründern von der monatlichen

Umsatzsteuer-Erklärungspflicht einzuschränken.

Wie Umsatzsteuerkarusselle funktionieren, erläuterte Jörg von Weiler

(FILIGRAN Trägersysteme) in seiner Stellungnahme. Danach importiert ein

"Missing trader" netto aus einem anderen EU-Staat und verkauft brutto im

Inland. Damit hinterziehe er je nach Steuersatz 17 bis 25 Prozent

Mehrwertsteuer und fülle auf Verbraucherkosten seine "illegale

Kriegskasse". Nach rund drei Monaten schließe er vor der ersten Kontrolle

(Missing) das Geschäft, um woanders wiederaufzutauchen. Was gehandelt

werde, sei irrelevant; es gehe nur um die Steuerhinterziehung. Ein

Betrugskarussell baue auf "Missing trader" als Grundbaustein auf. Über

eine Kette werde dieselbe Ware mehrfach über EU-Grenzen gespielt und

Mehrwertsteuer hinterzogen.

Welche Waren für Umsatzsteuerkarusselle genutzt werden, schilderte

Steuerfahnder Guido Gillißen (Bonn): Dauerbrenner seien der Auto- und

Elektronikhandel, aber auch Schnaps, Wein und Sekt würden benutzt.

Gillißen wies darauf hin, dass die Karusselle nicht nur zu Ausfällen bei der

Umsatzsteuer, sondern auch bei Ertragssteuern führen würden.

Die Bundessteuerberaterkammer erklärte in dem Fachgespräch, durch die

Karussellgeschäfte bestehe die Gefahr, dass steuerehrliche Unternehmer

über Niedrigpreise vom Markt verdrängt werden. Gleichzeitig sei aber

festzustellen, dass gesetzliche Maßnahmen zur Bekämpfung von

Umsatzsteuerhinterziehung auch die ehrlichen Unternehmen stark

belasteten. Durch überzogenen Formalismus entstünden systematisch nicht

zu rechtfertigende Steuerbelastungen.

Nach Ansicht von Roland Ismer, Professor an der

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, gibt es Möglichkeiten,

den Umfang des Steuerbetrugs mit Karussellen zu reduzieren: So wäre es

möglich, die Empfänger der Waren zu Steuerschuldnern zu machen. Wie

auch vom Max-Planck-Institut in dem Fachgespräch erläutert wurde,

müsste der Empfänger der Waren die Umsatzsteuer dann nicht mehr an

den Lieferanten, sondern an den Fiskus zahlen. Zu den weiteren

Möglichkeiten zählte Ismer Echtzeit-Verpflichtungen zur Meldung von

Umsätzen, was im Zeitalter der Digitalisierung möglich sei. Auch der

Vorsitzende der Deutschen Steuergewerkschaft, Klaus Eigenthaler, setzte

auf schnellere Kontrollen.

Deutscher Bundestag, PM vom 15.01.2020

Zulassung von Pflanzenschutzmitteln im zonalen

Zulassungsverfahren: Vom Umweltbundesamt geforderte

Biodiversitätsanwendungsbestimmungen nicht mit geltendem

Recht vereinbar

Das Verwaltungsgericht (VG) Braunschweig hat Herstellerklagen auf

Zulassung von zwei Pflanzenschutzmitteln in Deutschland, mit einer

längeren Geltungsdauer als vom Bundesamt für Verbraucherschutz und

Lebensmittelsicherheit (BVL) festgesetzt, stattgegeben.

Die Klägerinnen, die Pflanzenschutzmittel herstellen und vertreiben,

beantragten 2015 in der Tschechischen Republik und in der Bundesrepublik

Deutschland die Erteilung zonaler pflanzenschutzrechtlicher Zulassungen.

Das Verfahren der zonalen Zulassung ist ein gemeinschaftliches

Zulassungsverfahren. Hierbei kann ein Antragsteller einen

Zulassungsantrag (wie im vorliegenden Verfahren) unter anderem parallel

in mehreren Mitgliedstaaten stellen. Die Prüfung des Antrags erfolgt dann

durch den prüfenden Mitgliedstaat, hier die Tschechische Republik. Die

beteiligten Mitgliedstaaten, hier die Bundesrepublik, setzen die Bearbeitung

des Antrags solange aus, bis die Bewertung durch den prüfenden

Mitgliedstaat vorliegt.
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Der prüfende Mitgliedstaat gibt den Mitgliedstaaten zunächst die

Möglichkeit zur Kommentierung seiner vorläufigen Bewertung und

entscheidet unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der Mitgliedstaaten

für sein Hoheitsgebiet über die Zulassung des jeweiligen

Pflanzenschutzmittels. Im Folgenden übermittelt er die erforderlichen

Unterlagen und seine Zulassungsentscheidung an die übrigen

Mitgliedstaaten derselben Zone. Die anderen betroffenen Mitgliedstaaten

entscheiden sodann über den Antrag und gewähren oder verweigern die

Zulassung auf der Grundlage der Schlussfolgerungen aus der Bewertung

durch den Mitgliedstaat, der den Antrag prüft.

Die Tschechische Republik erteilte im Jahr 2017 beziehungsweise 2018

jeweils nationale Zulassungen für die hier betroffenen Pflanzenschutzmittel.

Da von der deutschen zuständigen Behörde, dem BVL, zunächst jedoch

keine Zulassungsentscheidungen getroffen wurden, erhoben die

Klägerinnen Anfang 2019 Untätigkeitsklagen. Im Laufe des gerichtlichen

Verfahrens erteilte das BVL die beantragten Zulassungen für die

Pflanzenschutzmittel, begrenzte die Geltungsdauer jedoch bis zum

31.12.2019, da das Umweltbundesamt (UBA) sein Einvernehmen für die

Erteilung der nationalen Zulassungen ab diesem Zeitpunkt an die

Bedingung geknüpft hatte, dass Biodiversitätsanwendungsbestimmungen

festgesetzt werden.

Die streitgegenständlichen Bestimmungen "Biodiv 1", "Biodiv 2" und

"NT(neu) " sahen vor, dass die Mittel zum Schutz der biologischen Vielfalt

nur angewendet werden dürfen, wenn auf der Gesamtackerfläche des

Betriebes ein ausreichender Anteil an Biodiversitätsflächen vorgehalten

wird. Der Anteil wurde als ausreichend angesehen, wenn der Summenwert

der gewichteten Biodiversitätsflächen mindestens zehn Prozent des

Zahlenwertes der Gesamtackerfläche des Betriebes beträgt. Zugleich

beinhalteten die Vorgaben des UBA Dokumentationspflichten und

Anwendungsvorgaben. Das UBA sah unter

Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten eine Einhaltung der

Anwendungsbestimmungen ab dem 01.01.2020 vor. Es begründete die

Forderung entsprechender Bestimmungen im Wesentlichen damit, die

Verwendung der Pflanzenschutzmittel führe zu unannehmbaren

Auswirkungen auf die Umwelt, weil diese über Nahrungsnetzeffekte

indirekte Auswirkungen auf die biologische Vielfalt beziehungsweise die

Biodiversität hätten.

Das VG hat die Beklagte verpflichtet, den Klägerinnen die

pflanzenschutzrechtlichen Zulassungen über den 31.12.2019 hinaus – ohne

die Festlegung der geforderten Biodiversitätsmaßnahmen – zu erteilen. Es

ist der Ansicht, die Berücksichtigung unannehmbarer Auswirkungen auf die

biologische Vielfalt beziehungsweise die Biodiversität sei nicht möglich, da

es an von der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit

anerkannten wissenschaftlichen Methoden zur Bewertung dieser Effekte

mangele. Die Teilaspekte des Schutzgutes der Umwelt seien vom

Verordnungsgeber ausdrücklich unter den Vorbehalt der Festlegung von

Bewertungsmethoden durch diese Behörde gestellt worden. Der

ausdrückliche Wortlaut der Norm lasse insoweit kein anderes Verständnis

zu. Dies gelte sowohl im zonalen Zulassungsverfahren für den Bericht

erstattenden Mitgliedstaat als auch für beteiligte Mitgliedstaaten. Zugleich

folge hieraus, dass es den Mitgliedstaaten verwehrt sei, eigene

Bewertungsmethoden zur Untersuchung der betroffenen Teilaspekte zu

entwickeln und anzuwenden. Sinn und Zweck des Vorbehalts seien unter

Berücksichtigung des vom Verordnungsgeber verfolgten

Harmonisierungsbestrebens darin zu sehen, gerade für Bereiche, deren

Bewertung sich wegen einer Vielzahl einwirkender Faktoren schwierig

gestaltet und verschiedenen Lösungsansätzen zugänglich ist, die

Anwendung einheitlicher Bewertungsmethoden in sämtlichen

Mitgliedstaaten der EU zu gewährleisten. Diesem Ergebnis stehe weder

das Vorsorgeprinzip noch der Bewertungsmaßstab des "neuesten Standes

von Wissenschaft und Technik" entgegen. Auch die Entstehungsgeschichte

der maßgeblichen Verordnung unterstreiche diese Annahme.

Da die genannten Aspekte derzeit nicht zum zulässigen Prüfumfang bei der

Beurteilung der Zulassungsfähigkeit eines Pflanzenschutzmittels gehörten,

könnten sie auch nicht die Erteilung von Nebenbestimmungen rechtfertigen.

Auch die vom UBA in Bezug genommenen Normen, Artikel 31 und 36

Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sowie § 36 Pflanzenschutzgesetz, stellten

keine hinreichenden Rechtsgrundlagen für die Forderung nach

Biodiversitätsflächen dar.

Gegen die Urteile können die Beteiligten die Zulassung der Berufung

beantragen.

Verwaltungsgericht Braunschweig, Urteile vom 04.09.2019, 9 A 11/19 und 9

A 18/19, nicht rechtskräftig
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Luftverkehrssteuererhöhung: Bundesregierung erwartet keine

Schließung von Regionalflughäfen

Die Bundesregierung geht nach eigenen Angaben nicht davon aus, dass

die Erhöhung der Luftverkehrssteuer zur Schließung von Regionalflughäfen

führt. Auch die Gefährdung der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse

durch die Mehrbelastung der Regionalflughäfen verneint die Regierung in

ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion.

Nach Einführung der Luftverkehrsteuer im Jahr 2011 sei kein

Passagierrückgang zu verzeichnen gewesen, heißt es in der Antwort. Damit

sei es für die Luftfahrtbranche insgesamt mit der Einführung der

Luftverkehrsteuer lediglich zu einer Dämpfung des Wachstums gekommen.

Dieser Dämpfungseffekt habe sich zudem auf das Jahr 2011 beschränkt

und sich im Jahr 2012 nicht fortgesetzt, schreibt die Regierung.

Deutscher Bundestag, PM vom 08.01.2020

E-Bike-Unfall unter Alkoholeinfluss: Führerschein bleibt weg

Wer mit einer Blutalkoholkonzentration (BAK) von 2,2 Promille E-Bike fährt

und dabei einen Unfall provoziert, muss damit rechnen, dass ihm die

Fahrerlaubnis entzogen wird. Dies gilt zumindest dann, wenn eine daraufhin

veranlasste Begutachtung ergibt, dass weitere Fahrten mit einem Kfz unter

Alkoholeinfluss zu erwarten sind.

Der Antragsteller war mit einem E-Bike unterwegs und wies dabei eine

Blutalkoholkonzentration (BAK) von 2,2 Promille auf, als es zu einem Unfall

kam. Eine daraufhin veranlasste Begutachtung ergab, es sei zu erwarten,

dass der Antragsteller künftig ein Kfz unter Alkoholeinfluss führen werde.

Ihm wurde daraufhin die Fahrerlaubnis entzogen. Der dagegen gerichtete

Eilantrag blieb erfolglos.

Der Antragsteller sei ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen, führt das

VG Aachen aus. BAK-Werte ab 1,6 Promille deuteten nach dem aktuellen

Stand der Alkoholforschung auf deutlich normabweichende

Trinkgewohnheiten und eine ungewöhnliche Giftfestigkeit hin. Die Gutachter

hätten aufgrund der Angaben des Antragstellers zum früheren

Alkoholkonsum nachvollziehbar dargetan, dass er über einen gewissen

Zeitraum einen missbräuchlichen Umgang mit Alkohol betrieben hat. Seine

Angaben zu dem nach dem Vorfall geänderten kontrollierten

Alkoholkonsum (zwei Bier etwa zwei Mal pro Monat) seien nachvollziehbar

als bagatellisierend eingestuft.

Mit dem Ergebnis der Haarprobe, die eine Konzentration von 59 pg/mg

Ethylglucuronid (ETG) ergeben habe, seien diese Angaben nicht vereinbar.

Die Erklärung des Antragstellers, die bei der Haarprobe entnommenen

Barthaare würden regelmäßig kosmetisch mit Haarwassern behandelt (sein

Barbier pflege den Bart regelmäßig alle zwei Wochen mit einem

alkoholhaltigen Mittel), hat das VG nicht überzeugt. Nach einer Auskunft

des Instituts für Rechtsmedizin Köln werde ETG als Stoffwechselprodukt in

der Leber gebildet. Dazu müsse Ethanol im Körper zu ETG verstoffwechselt

wurde. Dies setze voraus, dass Ethanol einmal im menschlichen Körper

gewesen sein müsse. Ethanol lagere sich aber nicht einfach als ETG im

Haar an, sondern müsse in Form alkoholischer Getränke aufgenommen

worden sein.

Gegen den Beschluss kann der Antragsteller Beschwerde einlegen, über

die das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen entscheiden würde.

Verwaltungsgericht Aachen, Beschluss vom 12.12.2019, 3 L 1216/19, nicht

rechtskräftig

Fahrtenbuchauflage: Erst Zwillingssöhne des Fahrzeughalters

zu befragen

Teilt ein Fahrzeughalter mit, dass nicht er, sondern einer seiner beiden

Zwillingssöhne einen Geschwindigkeitsverstoß mit seinem Fahrzeug

begangen habe, und macht er im Übrigen von seinem

Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch, darf die Bußgeldbehörde das

Verfahren nicht vorschnell einstellen und dem Halter die Führung eines

Fahrtenbuchs auferlegen. Vielmehr hat die Behörde zunächst die Söhne

des Halters zu befragen, wie das VG Koblenz entschieden hat.

Mit dem Kraftrad des Klägers wurde innerorts die zulässige

Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h um 33 km/h überschritten. Auf den in

der Verwaltungsakte befindlichen Radarfotos ist das Gesicht des Fahrers

aufgrund des Motorradhelms nicht zu erkennen. In dem sich

anschließenden Bußgeldverfahren teilte der Kläger der Bußgeldstelle mit,

er sei nicht der verantwortliche Fahrzeugführer. Vielmehr habe einer seiner

beiden Söhne das Motorrad zum fraglichen Zeitpunkt gefahren. Im Übrigen

mache er von seinem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch. Die

Bußgeldstelle stellte daraufhin das Verfahren ein. Gegenüber dem Kläger

wurde für die Dauer von 15 Monaten die Führung eines Fahrtenbuchs

angeordnet.
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Hiergegen klagte der Kläger. Er trug im Wesentlichen vor, der Beklagte

habe nicht alle angemessenen und zumutbaren Aufklärungsmaßnahmen

ergriffen. Er habe sich nicht lediglich auf sein Zeugnisverweigerungsrecht

berufen, sondern den Kreis der möglichen Fahrer auf zwei Personen –

seine beiden Söhne – eingegrenzt. Der Beklagte hätte problemlos durch

deren Anhörung versuchen können, den tatsächlichen Fahrer festzustellen.

Es sei nicht ausgeschlossen, dass einer seiner Söhne bei einer solchen

Befragung den Verkehrsverstoß eingeräumt hätte. Dem trat der Beklagte

insbesondere mit dem Einwand entgegen, die Bußgeldstelle sei nicht

verpflichtet gewesen, die beiden Zwillingssöhne des Klägers parallel

anzuhören. Denn die Mitarbeiter der Bußgeldstelle sähen sich in diesem

Fall einer strafrechtlichen Verfolgung wegen des Vorwurfs der Verfolgung

Unschuldiger ausgesetzt.

Dem folgte das VG nicht und gab der Klage statt. Zwar könne eine

Fahrtenbuchauflage verhängt werden, wenn die Ermittlung des

Fahrzeugführers, der den in Rede stehenden Verkehrsverstoß begangen

hatte, nicht möglich gewesen sei. Hierfür komme es im Wesentlichen darauf

an, ob die Ermittlungsbehörde unter sachgerechtem und rationalem Einsatz

der ihr zur Verfügung stehenden Mittel nach pflichtgemäßem Ermessen

diejenigen Maßnahmen getroffen habe, die der Bedeutung des

aufzuklärenden Verkehrsverstoßes gerecht würden und erfahrungsgemäß

Erfolg haben könnten. Benenne der Fahrzeughalter einen überschaubaren

Kreis von Angehörigen, die als Verantwortliche für den Verkehrsverstoß in

Betracht kämen, müsse die Behörde diese Personen in der Regel befragen,

da eine solche Befragung nicht von vorneherein aussichtslos erscheine.

Dies gelte auch dann, wenn – wie hier der Fall – die beiden Zwillingssöhne

des Fahrzeughalters als Fahrer in Betracht kämen.

Angesichts der Tatsache, dass die beiden Zwillingssöhne des Klägers

deutlich unterschiedliche Körpergrößen aufwiesen, sei es der Bußgeldstelle

auch zumutbar gewesen, anhand der Radarfotos und der dort abgebildeten

Kleidung sowie des Helms des Fahrers weitere Ermittlungen anzustellen.

Diesem Ergebnis stehe nicht entgegen, dass – wie der Beklagte meine –

eine Befragung der Zwillingssöhne des Klägers zu einer Strafbarkeit der

Mitarbeiter der Bußgeldstelle wegen der Verfolgung Unschuldiger führen

würde. Diese seien in Fällen wie dem vorliegenden nicht gehalten, die vom

Fahrzeughalter benannten Personen unmittelbar als Betroffene anzuhören.

Vielmehr seien zunächst – gegebenenfalls unter Einschaltung der Polizei –

weitere Befragungen und Ermittlungen anzustellen. Ein förmliches

Ermittlungsverfahren gegen eine bestimmte Person sei hingegen erst dann

einzuleiten, wenn sich ein konkreter Verdacht gegen diese ergebe.

Gegen die Entscheidung können die Beteiligten die Zulassung der Berufung

durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen.

Verwaltungsgericht Koblenz, Urteil vom 10.12.2019, 4 K 773/19.KO

Handy am Steuer: Auch zum Abkühlen nicht in die Hand

nehmen

Auch wenn das Handy nicht zum Telefonieren oder Nachrichten schreiben

benutzt wird, darf ein Autofahrer es nicht während der Fahrt am Steuer in

den Händen halten.

Hält ein Autofahrer das Gerät an die Lüftung, weil es durch das parallel

geführte Gespräch – über Freisprecheinrichtung – heiß gelaufen sei, so

muss er das Bußgeld (inzwischen kostet das Vergehen "Handy am Steuer"

100 Euro) berappen und einen Punkt im Flensburger Fahreignungsregister

hinnehmen.

Nach dem klaren Wortlaut der Vorschrift kommt es nicht darauf an, ob das

Handy zur Benutzung in der Hand gehalten wird. Maßgeblich sei vielmehr,

ob das Handy tatsächlich in der Hand liegt. Das gelte auch dann, wenn das

technisch – eben wegen einer vorhandenen Freisprecheinrichtung – gar

nicht notwendig ist, entschied das Kammergericht Berlin.

KG Berlin, 3 Ws (B) 50/19 – 162 Ss 20/19 vom 13.02.2019
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Verbraucher,
Versicherung
& Haftung

Stärkere Verbraucherrechte in Kraft getreten

Verbraucher sollen künftig durch mehr Transparenz und wirksamere

Sanktionsmöglichkeiten bei Täuschungen besser geschützt werden. Hierfür

sollen nach Angaben der Europäischen Kommission neue Regeln für den

Verbraucherschutz sorgen, die am 07.01.2020 in Kraft getreten sind.

Nach der neuen Richtlinie sollen die nationalen

Verbraucherschutzbehörden befugt sein, in koordinierter Weise wirksame,

angemessene und abschreckende Sanktionen zu verhängen. Bei

weitverbreiteten Verstößen, die zulasten von Verbrauchern in mehreren

EU-Mitgliedstaaten gehen und koordinierten Durchsetzungsmaßnahmen

auf EU-Ebene unterliegen, soll sich die Höhe der Geldbuße in jedem

Mitgliedstaat auf mindestens vier Prozent des Jahresumsatzes des

betreffenden Unternehmens belaufen.

Mit den neuen Vorschriften wird außerdem klargestellt, dass die

Vermarktung eines Produkts als identisch mit einem gleichen Produkt in

einem anderen Mitgliedstaat, wenn diese Güter wesentliche

ungerechtfertigte Unterschiede in ihrer Zusammensetzung oder ihren

Merkmalen aufweisen, eine irreführende Praxis darstellen würde.

Schließlich müssen die Verbraucher beim Kauf einer Ware auf einem

Online-Marktplatz künftig klar darüber informiert werden, ob sie Waren oder

Dienstleistungen von einem Unternehmer oder einer Privatperson

erwerben, damit sie wissen, auf welchen Schutz sie im Fall von Problemen

Anspruch haben. Bei der Suche im Internet soll Verbrauchern klar

angezeigt werden müssen, wenn ein Suchergebnis von einem Händler

bezahlt wurde. Außerdem müssen Verbraucher über die wichtigsten

Parameter für die Rangfolge der Ergebnisse informiert werden.

Die Mitgliedstaaten haben nun zwei Jahre Zeit, um die Richtlinie in

nationales Recht umzusetzen, das heißt bis zum 28.05.2022.

Europäische Kommission, PM vom 07.01.2020

Ärztliches Attest reicht für Kündigung des

Fitnessstudiovertrags nicht aus

Der Kunde eines Fitnessstudios kann den Vertrag mit diesem nicht bereits

dann kündigen, wenn er ein Attest vorlegt, in dem ihm bescheinigt wird,

dass er "aus gesundheitlichen Gründen" nicht in der Lage ist, das Studio zu

nutzen. Dies stellt das Amtsgericht (AG) Frankfurt am Main klar.

Im zugrunde liegenden Fall klagte ein Fitnessstudiobetreiber gegen einen

Kunden auf rückständige Mitgliedsentgelte in Höhe von circa 1.500 Euro.

Der Kunde berief sich darauf, dass er den Vertrag aus "gesundheitlichen

Gründen" fristlos gekündigt hatte. Was ihm genau fehlte, blieb im Verfahren

offen. Der Beklagte legte lediglich ein Attest vor, dass ihm entsprechend

"gesundheitliche Gründe" bescheinigte.

Das AG hat der Klage stattgegeben. Zwar habe sich der Beklagte in der

Kündigungserklärung, auf die die Kündigung aus wichtigem Grund (§ 314

Bürgerliches Gesetzbuch) gestützt war, darauf beschränken dürfen, auf

"gesundheitliche Gründe" abzustellen. Im Prozess hätte er aber

nachprüfbar vortragen und beweisen müssen, dass er an einer bestimmten

Erkrankung gelitten habe, die es ihm verwehrt habe, sich im Fitnessstudio

sportlich zu betätigen. Auch hier habe sich der Kunde jedoch nicht näher

dazu erklärt, welche "gesundheitlichen Gründe" vorlagen. Vielmehr habe er

gewollt, dass das Gericht dies selbst durch die Vernehmung der

behandelnden Ärztin ermitteln solle. Das AG lehnte dies ab. Es handele

sich um ein unzulässiges Beweisangebot zur Ausforschung des

Sachverhaltes.

Amtsgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 25.09.2019, 31 C 2619/19,

rechtskräftig

Rail & Fly-Ticket: Bahn-Verspätungen dem Reiseveranstalter

anzuzeigen

Bei Anreise per Bahn zum Flughafen müssen Verspätungen eingeplant und

beim Reiseveranstalter selbst angezeigt werden. Dies hat das Amtsgericht

(AG) München entschieden. Die Klage eines Mannes und seines Sohnes

gegen einen Reiseveranstalter auf Ersatz der Aufwendungen für einen

Ersatzflug mit vorhergehender Übernachtung und Minderung wegen eines

verlorenen Urlaubstages wies es ab.

Die Kläger hatten über ein TV- Reisebüro für 1.768 Euro eine

Pauschalreise von Düsseldorf nach Dubai vom 06.07 2018 bis zum

13.07.2018 gebucht. In dem Paket war ein Rail & Fly-Ticket der Deutschen

Bahn für eine Bahnfahrt jeweils am Hin- und Rückflugtag zum/vom

Flughafen Düsseldorf enthalten. Der Abflug vom Düsseldorfer Flughafen

sollte am 06.07.2018 um 21.15 Uhr erfolgen. Die Ankunft in Dubai war für

den nächsten Tag um 5.40 Uhr vorgesehen.
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Die Kläger behaupten, dass sie sich am 06.07.2018 planmäßig zur Abfahrt

des Zuges ICE 546, den sie zur Anfahrt mittels Rail & Fly-Ticket ausgewählt

hatten, um 16.31 Uhr am Hauptbahnhof in Hannover befunden hätten. Die

Ankunft des Zuges am Düsseldorfer Flughafen sei für 18.58 Uhr geplant

gewesen. Der Zug habe sich jedoch verspätet und sei erst um 20.40 Uhr

am Flughafen Düsseldorf eingetroffen. Zu dieser Zeit seien bereits die

Schalter geschlossen gewesen und die Kläger hätten den Flug verpasst.

Sie übernachteten am 06.07.2018 in einem Hotel am Flughafen Düsseldorf

und mussten hierfür 139 Euro aufwenden. Das Reisebüro der Kläger, an

das sich diese ausschließlich gewandt hatten, organisierte ihnen einen

Ersatzflug nach Dubai am 08.07.2018 um 0.05 Uhr und stellte ihnen hierfür

1.682,88 Euro in Rechnung.

In den Allgemeinen Geschäftsbedingungen des beklagten

Reiseveranstalters heißt es: "Im Rahmen von Flugreisen haben sich

Reisende mindestens zwei Stunden vor dem planmäßigen Abflug am

Flughafen einzufinden. Soweit die Anreise des Reisenden zum Flughafen

per Zug erfolgt (zum Beispiel Rail & Fly), ist dieser gehalten,

möglicherweise auftretende Verzögerungen bei der Zugbeförderung

angemessen bei der Auswahl der Zugverbindung zu berücksichtigen."

Das AG München gab dem Beklagten Recht und begründete dies mit

einem fehlenden Abhilfeverlangen beim Reiseveranstalter selbst. Nach §

651c Absatz 2 Bürgerliches Gesetzbuch alter Fassung (BGB a.F.) sei der

Mangel zunächst gegenüber dem Reiseveranstalter anzuzeigen und ihm

eine Frist zur Abhilfe einzuräumen. Nach Vortrag der Kläger hätten sie sich

unmittelbar nach Verpassen des Fluges an ihr Reisebüro gewandt und über

dieses einen Ersatzflug gebucht. Eine Frist sei auch nicht entbehrlich

gewesen, da ebenso der Reiseveranstalter einen Ersatzflug zur Verfügung

stellen hätte können. Eine Verweigerung der Abhilfe habe zu diesem

Zeitpunkt ebenfalls nicht vorgelegen. Somit hätten die Kläger auch nicht im

Rahmen der Ersatzvornahme auf Kosten des Beklagten über ihr Reisebüro

einen Ersatzflug buchen können. Aufgrund des Fehlens eines

ordnungsgemäßen Abhilfeverlangens habe auch keine Minderung geltend

gemacht werden können.

Amtsgericht München, Urteil vom 28.05.2019, 114 C 23274/18,

rechtskräftig

Hoteleingangsbereich: Auf Rutschgefahr hinweisendes

Warnschild nicht immer ausreichend

Ein Warnschild im Eingangsbereich eines Hotels, das im Bereich einer

Rollstuhlrampe auf Rutschgefahr bei Nässe hinweist, ist nur ausreichend,

wenn die Rollstuhlrampe den maßgeblichen örtlichen Bauvorschriften

entspricht und damit den Sicherheitsstandard bietet, den ein Hotelgast

erwarten darf. Dies hat der Bundesgerichtshof (BGH) entschieden.

Der Kläger macht gegen das beklagte Reiseunternehmen Ansprüche

aufgrund eines Unfalls geltend, der sich im Rahmen einer bei der Beklagten

gebuchten Pauschalreise nach Lanzarote ereignet hat. Der Kläger ist

linksseitig oberschenkelamputiert, trägt eine Prothese und ist auf eine

Unterarmstütze angewiesen. Am Tag nach der Ankunft geriet er beim

Verlassen des Hotels zu Fall, als er die regennasse Rollstuhlrampe vor dem

Hoteleingang zu Fuß passieren wollte. Infolge des Sturzes erlitt er eine

Handgelenksfraktur.

Das Landgericht hat die unter anderem auf Rückzahlung des Reisepreises,

Ersatz materieller Schäden, Entschädigung wegen nutzlos aufgewendeter

Urlaubszeit und Schmerzensgeld gerichtete Klage abgewiesen. Die

Berufung des Klägers ist ohne Erfolg geblieben. Der BGH hat dagegen die

Berufungsentscheidung aufgehoben und die Sache zu neuer Verhandlung

und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen. Dieses

müsse klären, ob der Bodenbelag der Rollstuhlrampe den für die

Hotelanlage maßgeblichen örtlichen Bauvorschriften entsprach.

Das Berufungsgericht habe diese Frage als nicht entscheidungserheblich

angesehen, weil es als ausreichend betrachtet habe, einen Hotelgast vor

einer Rutschgefahr bei Nässe mit einem Warnschild zu warnen, erläutert

der BGH. Diese Beurteilung treffe indes nur dann zu, wenn die

Rollstuhlrampe den maßgeblichen örtlichen Bauvorschriften entsprach und

damit den Sicherheitsstandard bot, den ein Hotelgast erwarten durfte. Sollte

die Rollstuhlrampe diesem Standard nicht entsprochen haben, habe

hingegen eine besondere Gefährdungslage bestanden, in der ein

Warnschild im Bereich der Rampe nicht ausreichte, so der BGH.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 14.01.2020, X ZR 110/18
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Irreführende Öko-Werbung für Bambusbecher

Der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) hat ein Dutzend

Onlineshops wegen irreführender Werbung für Becher und anderes

Geschirr aus Bambus abgemahnt. Die Produkte wurden mit Aussagen wie

"100% biologisch abbaubar" oder "kompostierbar" als besonders

umweltfreundlich beworben. Zehn der abgemahnten Unternehmen haben

eine Unterlassungserklärung abgegeben. Amazon wurde vom Landgericht

München zur Unterlassung der irreführenden Werbung verurteilt.

"Bambusbecher enthalten Klebstoffe, die im Kompost nicht abgebaut

werden können und auch nicht mithilfe von Lösungsmitteln von den

Bambusfasern getrennt werden können", sagt Susanne Einsiedler,

Rechtsreferentin beim vzbv. "Aussagen wie "biologisch abbaubar" können

daher bei Verbraucherinnen und Verbrauchern eine falsche Vorstellung

über die Umweltfreundlichkeit der Produkte wecken."

In den Online-Shops wurden Bambusbecher dennoch als vermeintlich

umweltfreundliche und nachhaltige Alternative zu Einwegbechern

gepriesen. Je nach Shop war das Geschirr "100% biologisch abbaubar",

"kompostierbar", "ökologisch abbaubar" oder "recycelbar". "Hat man genug

von ihnen, entsorgt man sie mit dem Bio-Müll", hieß es auf einer

Shop-Seite. Tatsächlich sind die im Geschirr enthaltenen Melaminharze

sehr beständig und weder biologisch abbaubar noch recycelbar. Sie

gehören nach Auffassung des vzbv auf keinen Fall in den Biomüll oder auf

den Komposthaufen.

Mehrere Onlineshops verschwiegen zudem, dass die beworbenen

Bambusprodukte nicht für die Zubereitung von Speisen und Getränken in

der Mikrowelle geeignet sind. Erst vor kurzem hat das Bundesamt für

Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) davor gewarnt, dass

Melamin und Formaldehyd in gesundheitsbedenklichen Mengen in

Lebensmittel übergehen können, wenn die Becher zu stark erhitzt oder in

der Mikrowelle verwendet werden.

Nicht einmal in Produktbeschreibungen für Kinder-Geschirr gab es eine

entsprechende Information. "Allein schon wegen der Gesundheitsgefahren

ist ein Warnhinweis für Verbraucher zwingend erforderlich", sagt Susanne

Einsiedler.

Die Abmahnaktion des Verbraucherzentrale Bundesverbands hatte Erfolg.

Zehn der zwölf abgemahnten Unternehmen haben die geforderten

Unterlassungserklärungen abgegeben und die strittige Werbung geändert.

Gegen Amazon hat der vzbv ein Urteil des Landgerichts München I erwirkt

(Az. 17 HK 0 6043/19). Danach darf Amazon einen beworbenen

Bambusbecher nicht mehr als "biologisch abbaubar" bezeichnen. In einem

weiteren Fall wird eine Klage geprüft.

Bambusgeschirr wird immer wieder irreführend beworben. Es kann ein

gesundheitliches Risiko für Verbraucher darstellen, selbst wenn es nicht in

der Mikrowelle erhitzt wird. Seit Jahren stößt die Lebensmittelüberwachung

immer wieder auf Bambus-Geschirr, das nicht für den Kontakt mit heißen

Getränken geeignet ist, aber ausdrücklich als Kaffeebecher verkauft wird.

Bei Kontakt mit heißen Getränken gehen zum Teil hohe Mengen an

Schadstoffen aus dem Becher auf das Getränk über. Die

Lebensmittelüberwachung schafft es nicht, alle gesundheitsschädlichen

Produkte zurückzurufen. Deshalb fordert der vzbv die Bundesregierung auf,

dringend ein Verbot für Kaffeebecher aus Bambus-Kunststoffgemischen zu

erlassen.

vzbv, Pressemitteilung vom 12.12.2019 zum Urteil 17 HK 0 6043/19 des LG

München I vom 02.07.2019

Pflanzenschutzmittel-Kartell: Großhändler müssen Bußgelder

in Millionenhöhe zahlen

Sieben Großhändler von Pflanzenschutzmitteln und deren Verantwortliche

müssen insgesamt rund 154,6 Millionen Euro Bußgelder zahlen. Dies hat

das Bundeskartellamt (BKartA) entschieden, weil die Händler Absprachen

über Preislisten, Rabatte und einige Einzelpreise beim Verkauf an

Einzelhändler und Endkunden in Deutschland getroffen hatten.

Bußgelder wurden verhängt gegen die AGRAVIS Raiffeisen AG,

Hannover/Münster, die AGRO Agrargroßhandel GmbH & Co. KG, Holdorf,

die BayWa AG, München, die BSL Betriebsmittel Service Logistik GmbH &

Co. KG, Kiel, die Getreide AG, Hamburg, die Raiffeisen Waren GmbH,

Kassel, und die ZG Raiffeisen eG, Karlsruhe. In Anwendung der

Bonusregelung wurde der Beiselen GmbH, Ulm, die als erste mit dem

Bundeskartellamt kooperiert hatte, das Bußgeld erlassen. Gegen zwei

weitere Unternehmen wird laut BKartA noch ermittelt. Darüber hinaus seien

die Verfahren gegen drei weitere Unternehmen und zwei Verbände

eingestellt worden.
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Die Durchsuchung des Bundeskartellamts am 03.03.2015 habe die

kartellrechtswidrigen Praktiken noch vor Beginn der Frühjahrssaison 2015

beendet, so das BKartA. Sämtliche betroffene Großhändler hätten während

des Verfahrens kooperiert und durch ihre Bonusanträge bei der Aufklärung

der Tat mitgewirkt. Sechs der genannten betroffenen Unternehmen und die

dazu gehörigen persönlich bebußten Mitarbeiter hätten bislang den vom

BKartA ermittelten Sachverhalt als zutreffend anerkannt und einer

einvernehmlichen Verfahrensbeendigung zugestimmt. Dies habe das

BKartA bei der Bußgeldfestsetzung berücksichtigt.

Die verhängten Bußgelder seien noch nicht rechtskräftig. Gegen die

Bescheide samt der in ihnen getroffenen Feststellungen könne Einspruch

eingelegt werden, über den das Oberlandesgericht Düsseldorf entscheiden

würde.

Bundeskartellamt, PM vom 13.01.2020

Markenrecht: "Aceto" und "Balsamico" sind nicht

schützenswert

Der Europäische Gerichtshof hat entschieden, dass auch Essigprodukte

aus Deutschland als "Balsamico" bezeichnet werden dürfen. Die Begriffe

Balsamico und Aceto sind nicht geschützt.

Lediglich die geografische Angabe "Aceto Balsamico di Modena" ist nicht

frei. Deswegen darf ein Lebensmittelhersteller Essigprodukte als

"Balsamico" und "Deutscher Balsamico" anbieten.

Das hatte hier ein Hersteller aus der italienische Region Modena vergeblich

versucht, untersagen zu lassen.

EuGH, C-432/18 vom 04.12.2019

Hotelbuchung: Kriterien für Trefferliste müssen transparent

sein

Buchungsportale müssen die Kriterien offenlegen, nach denen sie Treffer

bei der Hotelsuche sortieren. Das hat das Landgericht (LG) Hamburg nach

einer Klage des Verbraucherzentrale Bundesverbands (vzbv) gegen den

Reisevermittler Opodo Ltd. entschieden. Auf seinem Portal hatte der in

London ansässige Betreiber laut vzbv unter anderem eine Rangliste nach

der Rubrik "Unsere Top-Tipps" erstellt. Die Kriterien dafür seien im Dunkeln

geblieben.

Kunden, die über Opodo ein Hotel suchten, hätten nach Eingabe ihrer

Reisedaten die Suchergebnisse zunächst unter der Rubrik "Unsere

Top-Tipps" angezeigt bekommen. Alternativ hätten sie wählen können,

dass die Trefferliste nach "Preis (niedrigster zuerst)", "Bewertung und

Preis", "Sterne" oder "Sterne und Preis" sortiert wird.

Klar sei nur gewesen, dass bei einer Sortierung nach dem Preis zuerst die

preisgünstigsten Hotels und bei einer Sortierung nach Sternen zuerst die

Hotels mit den besten Kundenbewertungen angezeigt werden. Die anderen

Rubriken hätten dagegen nichts darüber ausgesagt, wie die Reihenfolge

erstellt wurde. Erläuterungen dazu hätten gefehlt, so der vzbv.

Das LG Hamburg habe sich der Ansicht des vzbv angeschlossen, dass

Opodo den Kunden damit eine für die Kaufentscheidung wesentliche

Information vorenthielt. Die Rubrik "Unsere Top-Tipps" sei ohne objektive

Beurteilungsgesichtspunkte gänzlich intransparent. Auch bei den Rubriken

"Bewertung und Preis" und "Sterne und Preis" sei unklar, nach welchem

Algorithmus oder nach welcher Mischbeurteilung die Ranglisten erstellt

würden.

Verbraucherzentrale Bundesverband, PM vom 05.12.2019 zu Landgericht

Hamburg, Urteil vom 7.11.2019, 327 O 234/19, nicht rechtskräftig
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